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Expeditione Harz 42/43.

Vom Demonſtrationsſtreik.
Wenn wir die Frage ſtellen, welche Takti!l die Arbeiter

klaſſe in ihrem Kampf fürs allgemeine Wahlrecht anwenden
ſoll, muß zuerſt die Wirkung der bisher angewandten Mittel
näher betrachtet werden. Dabei kann das. Mittel der Wahlen
ſelbſt außer Acht gelaſſen werden; ſo wirkungsvoll die An
weſenheit einiger Sozialdemokraten im preußiſchen Landtag
iſt, einen Stachel für die Junker und Kapitaliſten, durch Ein-
führung eines mehr demokratiſchen Wahlrechts noch mehr
ſolche liebenswürdige Kritiker hinzuzubekommen, bilden dieſe
ſechs aber nicht. Und da für unſere Wahlrechtsforderungen
keine der anderen Parteien eintritt, können wir auch nicht
durch Unterſtützung ſolcher Parteien unſer Ziel erreichen.

Die Arbeiterklaſſe hat daher auch bisher nur in die eigene
Kraft ihr Vertrauen geſtellt und durch Druck von außen ihre
Sache zu fördern geſucht. Sie hat Verſammlungen ab-
gehalten, politiſche Aufklärung verbreitet, und ſchließ-
lich zu Straßendemonſtrationen gegriffen. Keiner
hat ſich natürlich eingebildet, daß dadurch allein die Mauern
der Dreiklaſſenburg ſofort umfallen würden. Die Frage iſt
nur: haben ſie uns weiter gebracht

Die Frage muß unbedingt bejaht werden. Wenn jetzt die
Sache in Fluß iſt, ſo iſt das dieſer Aktion zu verdanken. Das
Proletariat hat die preußiſche Wahlrechtsfrage brennend ge
macht, und jetzt ſteht ſie auf der Tagesordnung, bei allen Par

teien und auch bei der Regierung. Namentlich die gewaltige
impoſante Straßendemonfſtration vor zwei Jahren am 12. Ja
nuar hat dieſes Reſultat erwirkt. Die Berliner Arbeiterſchaft
hat an jenem Tage einfach ihren Willen gegen die
ſonſt allmächtige Polizei durchgeſetzt; ſie hat
die Straße erobert und trotz des dummen, unhaltbaren Polizei
verbots von Anſammlungen zu Zehntauſenden die Stadt über
flutet. Dieſe Demonſtration ihrer Macht hat bei den herrſchen-
den Klaſſen Eindruck gemacht und ihr vor allem iſt es zuzu
ſchreiben, daß die Wahlrechtsfrage jetzt die ganze Politik be
wegt. Und wenn das Reſultat in der Geſtalt der Wahlrechts
vorlage der Regierung nur wieder eine blutige Verhöhnung
des Volkes iſt, ſo liegt das daran, daß die angreifende Taktik
des Proletariats ſeit jenem Tage aufgehört hat und
den Herrſchenden ihr alter Uebermut allmählich wieder in den
Kopf geſtiegen iſt.

Die Frage: Brauchen wir neue, noch kräftigere Mittel als
die damals angewandten, braucht alſo nach den bisherigen Er
fahrungen noch nicht bejaht zu werden. Wenn wir noch
nicht größere Reſultate erzielten, liegt das nicht an der Wir-
kungsloſigkeit der bisher angewandten Mittel, fondern darin,
daß namentlich das wirkungsvollſte unter ihnen, die Stra
ßendemonſtration, im ungenügenden Maße an-
gewandt wurde.

Natürlich war das weder Zufall noch bloße Dummheit bei
der Führung der Bewegung. Es lagen reale Urſachen vor.
Wie die Verhältniſſe in Deutſchland liegen, konnte jeder wiſſen,

daß bei einer Wiederholung des 12. Januar der preußiſche
Staat ſeine ſchärfſten Machtmittel aufwenden würde, und daß
dabei viele Opfer fallen würden. Es iſt verſtändlich, daß die
leitenden Jnſtanzen vor dieſer Verantwortlichkeit zurück
ſchreckten und zuerſt abwarten wollten, was das Reſultat der
bisherigen Anſtrengungen ſein würde. Dieſes Reſultat liegt
jetzt vor uns. Hier zeigt ſich die alte Wahrheit, daß eine ein
mal angefangene Aktion immer möglichſt kräftig durchgeſetzt
werden ſoll. Einmal im Kampfe, gibt es kein Zurück
weichen mehr. Wer ſich immer ruhig verhält, wahrt ſeine
Haut; wer aber einmal angefangen hat, und dann aufhört und
abwartet, bekommt Schläge, und noch den Hohn da z u.

Alſo muß zuerſt feſtgeſtellt werden: Das Mittel der
Straßendemonſtration iſt nöch gar nicht bis zur
Grenze ſeiner Leiſtungsfähigkeit ausgenutzt.

Die Wiederaufnahme der Taktik vom 12. Januar kann uns
noch weitere Erfolge bringen.

Hat dann aber der Demonſtrationsſtreik dorläufig
keine Rolle zu ſpielen in unſerem Wahlrechtskampfe? Und
iſt die Straßendemonſtration wirklich jetzt die beſt e Taktik
Dieſe Fragen müſſen jetzt noch ins Auge gefaßt werden. Es
verſteht ſich dabei, daß es ſich hier nicht um feſtſtehende beweis

bare Wahrheiten handelt, ſondern um perſönliche Mei-
nungen, die auf dem gegenſeitigen Abwägen der verſchiedenen
Momente beruhen, und deshalb bedeutenden Fehlern und Jrr-
tümern unterliegen können. Mehr als Anſichten, die einen Pei L

und die Mansfelder Kreiſe.

trag zur Diskuſſion liefern, kann hier nicht geboten werden.
Das Beiſpiel eines großen wirkungsvollen Demonſtrations-

ſtreiks gegen einen Wahlrechtswechſelbalg bietet uns wie Ge
noſſe Hennig mit Recht hervorhob der ſchwediſche
Streik 1902. Als Muſter organiſierter revolutionärer
Aktion war die Organiſation dieſer Bewegung, anfangend mit
Verſammlungen und Straßendemonſtrationen, ſich ſteigern d

vis zum Maſſenſtreik, geradezu bewundernswert.
Können wir aber jenem Beiſpiel einfach nachfolgen? Dafür
müſſen zuerſt die Unterſchiede in den Verhältniſſen in Betracht
gezogen werden. Ein Unterſchied liegt darin, daß ein Ver-
kehrsſtreitk hier auf viel größere Schwierigkeiten ſtoßen würde;
auch iſt der Geiſt bei einigen Arbeiterkategorien, auf die es
ſehr ankommt, nicht gerade viel verſprechend. Was gexade auf
die Maſſe der herrſchenden Klaſſe einen gewaltigen Eindruck

macht: daß aller Verkehrſtillſteht, daß keine Zei-
tung erſcheint, daß klein Brot gebacken wird
das würde in dieſem erſten Stadium der Bewegung fehlen.
Daß die Fabriken in Stadtvierteln, wo ſie nie hinkommen,
feiern, berührt ſie viel weniger. Die Erwägung, daß durch
einen ſolchen Streik ſchwere Kämpfe mit dem Scharfmacher

tum heraufbeſchworen werden, fällt weniger ins Gewicht denn
dieſe Herren nehmen zuvor zwar den Mund mit Drohungen
ſehr voll, aber hinterher werden ſie ſich doch noch einmal be
denken. Das hat der Demonſtrationsſtreik in Hamburg be

wieſen. Der Hauptgrund, den wir alſo (ohne ausführlicher zu
werden) gegen einen einfachen Demonſtrationkftreik anführen
möchten, beſteht darin, daß er in dieſem Stadium der
Bewegung nicht das eindrucksvollſte Mittel iſt.

Das gilt aber nicht, wo er mit den anderen Mitteln
vereinigt wird! Jn dieſer Geſtalt wird er aber nicht auf
Grund allgemeiner Erwägungen ſeiner Vortrefflichkeit be-
ſchloſſen, ſondern er wächſt als ihre natürliche Ver-
ſtärkung aus der bisherigen Taktik empor (wie
in Schweden. Red.) Soll die Straßendemonſtration verſtärkt
werden, iſt die Erregung durch die augenblickliche politiſche
Lage aufs Höchſte geſpannt und iſt jeder einzelne Tag
von Bedeutung wie z. B. während der Beratung einer
Wahlrechtsvorlage ſo genügt es nicht mehr, mit einer De-
monſtration „bis Sonntag zu warten“, wo der Kapitaliſt den
Arbeitern „freigibt'. Dann muß an den kritiſchen
Tagen demonſtriert werden Und dann kann es
nichts anderes geben, dank muß ein Streik zu der Straßen-
demonſtration hinzukommen dann kann ein Streik überhaupt
ſie erſt möglich machen. Dann iſt aber der Demonſtrations-
ſtreik keine Sache für ſich, der lange im voraus feſtgeſtellt wird,
ſondern er bricht aus der Situation, aus der Empö-
rung der Maſſen, aus der politiſchen Leidenſchaft
hervor, und die Jnſtangen, die ihn beſchließen, drücken nur aus,
was in Allen lebt. Hier iſt Hamburg wieder ein Beiſpiel,
wo auch in letzter Stunde die Arbeiter ſich raſch verſtändigten,
und der Streik unvermutet ausbrach. Jn dieſem Falle ver-
einigt ſich die Wirkung der Straßendemonſtration mit der des
Streils; die Arbeiter zeigen durch ihre Arbeitsruhe, wie tief
ſie die politiſchen Vorgänge errtegen, und als Maſſe, die die
Straßen füllt, machen ſie auf die herrſchenden Klaſſen einen
viel größeren Eindruck als die bloße Nachricht ihres Feierns
bewirken könnte.

Damit iſt ſelbſtverſtändlich nichts geſagt über die Rolle, die
der Maſſenſtreik noch weiter in dem Befreiungskampfe des

Proletariats ſpielen kann. Hier iſt nur ſeine augenblickliche
Rolle in dem gegenwärtigen Stadium des politiſchen
Kampfes betrachtet, wo er ſich als notwendige Verſtärkung
der Straßendemonſtration in kritiſchen Augenblicken zeigt.

Erſt wenn die herrſchende Klaſſe gewaltſam unſere Demon-
ſtrationen unterdrücken will, wenn ſie ihre letzten Ge
waltmittel dagegen aufbietet, erſt dann kommt die Zeit,
in die die ganze Kraft des Maſſenſtreiks als ſchärfſtes Kampf
mittel des Proletariats in Aktion tritt. Dann tritt zugleich
eine neue Epoche der Arbeiterbewegung ein.

Bis dahin aber, bis es ihm unmöglich gemacht wird, muß
das Proletariat dieſes Mittel der Demonſtration bis aufs
Renßerſte behaupten und ausnutzen. Dieſes Recht aufgeden,
auf bloße Brohungen hin, würde heißen: all unſere Poſitionen,

eine nach der anderen, kampflos aufgeben, bis die
Steigexung der Unterdrückung ſchließlich doch wieder die Ar
beiter zu einem erbitterten Kampfe um die Selbſterhaltung,
aber dann unter ungünſtigeren Bedingungen, treiben würde.

Be

gefügiges Klaſſenhaus 1908 zu bekommen.

Redaktien: Harz 42/43.

Kampf und Kampfesmittel.
Reviſioniſtiſche Quertreiberei.

Während die Maſſen der ſozialiſtiſchen Arbeiter in
ſchärfſter Weiſe den Kampf für ein gleiches Wahlrecht aufge
nommen haben und überall erklären, daß nur die Gleichheit
des Rechtes als Kampfpreis in Frage kommen kann, agieren
gewiſſe „ſtaatsmänniſche“ Akademiker bereits wieder für
faule Kompromiſſe, die die Partei ſchließen ſolle. Das Partei-
mitglied Dr. Arons, der mit ſeinem Gelde die ſogenanntert
Sozialiſtiſchen Monatshefte aushält, kann es gar nicht er
warten, im Wahlrechtskampfe den Quertreiber zu ſpielen und
der Partei zu raten, ſie ſolle mit den Nationalliberalen und
dergleichen „Freunden“ der geheimen Stimmabgabe ein Kom-
promiß zur Erreichung des berühmten Möglichen abſchließen.
„Schließt ſich die ſozialdemokratiſche Partei von einem ſolchen
von vornherein aus, ſo kann die Folge nur ſein, daß die Zuge-
ſtändniſſe nach rechts größer ſein müſſen, um für die foru-
fallenden ſozialdemokratiſchen Stimmen Erſatz zu ſchaffen.“
Dr. Arons hofft dann von der Regierung, daß ſie geſcheit wer
den werde. Und nun heißt es das muy man lefen! wörr-
lich weiter:

„Es bleibt ferner zu erläuiern, daß der Kompromiß auf
eine Majorität zugeſchnitten ſein muß, die nicht notwendig
im Abgeordnetenhaus vorhanden, aber doch von Neuwahlen
zu erwarten ſein muß. Es iſt eine Tatſache, daß die Stärte
der konſervativen Partei im preußiſchen Abgeordnetenhaus
von der Gunſt der Regierung abhängt. Enthält ſich die
Regierung, enthalten ſich ihre Organe der Wahlbeein-
fluſſung, ſo iſt ein erheblicher „Ruck nach links“ zu er
warten, zumal die vorher beſchloſſene Einführung der gr
heimen Wahl auch die Möglichkeit der Wahlbeeinfluſſung
durch die Gutsherren und andere Arbeitgeber beſchränken
würde. Wird ein auf Kompromiß beruhender Wahlgeſetzes
vorſchlag abgelehnt, weil er nach links zu große Zugeſtänd
niſſe macht, ſo muß die Regierung das Abgeordnetenhaus
auflöſen und für die Neuwahl unbedingte Neu
tralität üben, dieſe auch unbedingt von ihren
Organen verlangen. Es iſt nun in Preußen keineswegs
ausgeſchloſſen, daß ein derartiges Verlangen der Zentrau
regierung von den Regierungspräſidenten, Land-
räten und Amtsvorſt ehern unbeachtet bliebe, und
damit den Konſervativen die Möglichkeit erneuter Mehr-
heitsbildung gelaſſen wäre. Dann hätte die Regierung mir
unerbittlicher Strenge gegen alle Beamten,
die ſich des Verbrechens der Wahlbeeinfluſſung
ſchuldig gemacht haben, vorzugehen, welchen Rang ſie
auch bekleiden. Eine erneute Auflöſung und Neuwahl
dürfte zum Ziel führen. Wie der Widerſtand des Herren
hauſes zu brechen wäre, iſt geſagt, durch einen Pairsſchub.“

Lieſt man dieſe Räubergeſchichten und hört, daß ein ernſt
haft ſein wollender Parteigenoſſe damit den proletari-
ſchen Wahlrechtskampf fördern und die Arbeiter
belehren will, ſo kann die Heiterkeit nur durch die bittere Tar-
ſache unterdrückt werden, daß es ſich bei den zu Nasführenden
um rechtloſe Proletarier handelt. Von der preußiſchen
Regierung das alles zu erwarten, was Arons erwartet, falls
die Sozialdemokratie auf die Gleichheit des Wahlrechts ver-
zichtet und nur auf geheimer Stimmabgabe beſteht dazu ge
hört unheilbare Verranntheit in das reviſioniſtiſche Syſtem
der „Milderung der Gegenſätze“ und des „Schritt für itt
Hineinwachſens“. Dabei muß Arons zu Beginn ſeines ſtaats-
männiſchen Artikels ſelbſt betonen:

„Der Jnhalt des Entwurfs wie die beigegebene Begrün-
dung bedeuten einen Schlag ins Geſicht für alle, aus-
nahmslos für alle, die das beſtehende Wahlgeſetz auch
nur irgendwie für verbeſſerungsbedürftig halten. Eine der-
artige Vorlage wurde in der Tat von keiner Seite erwartet.“

Au weh! Unter „keiner Seite“ ſind die Reviſioniſten ge-
meint, die ſo ſchön auf wenigſtens „Etwas“ gehofft hakken,
deren Theorie ſich ſchon in Spekulationen über das „Züngleirn
an der Wage“ übte, das unſere Genoſſen bilden könnten. Dies
luftige Kartenhaus wird nun von derſelben brutalen Fauſt
preußiſch- deutſcher Entwicklung niedergeriſſen, die bisher noch
alle reviſioniſtiſchen Träume verſcheuchte.

Hübſch iſt übrigens, daß Arons „poſitive“ Entwicklung jetzt
gerade dort angekommen iſt, wo Dr. Naumann ſchon 1907
war. Auch dieſer Jlluſionspolitiker forderte am 31. Juli 1907
im Berliner Tageblatt, Herr Bülow ſolle den ganzen Druck
ſeines Beamtenapparats „gegen die Konſervatiben
ſpielen laſſen“, um ein für eine „ehrliche Wahlreform“

Während aber Dr.
Naumann heute die Hoffnung auf die preußiſche Regierung
aufgegeben, fängt Dr. Arons gerade heute zu hoffen an. Beth-
manns „Schlag ins Geſicht“ war alſo noch nicht ſtark genug,
vielleicht holen ſeine Polizeiorgane noch einiges nach.

Dt. Arons hofft für ſeine Art „Aufklärung der Wähler-
maſſe“. Er ſtaatsmännelt weiter:

„Bedarf ein preußiſches Miniſterinm, das mit einer zwei-maligen Landtagtanflöſumg gegen die Konſerbativen rechnen

muß, eines aufgeklärten Königs, ſo bedarf eine
ſozialdemokratiſche Fraktion, die in der Wahlrechtsfrage mit
einem Kompromiß rechnen muß, einer aufgeklärten
Wählermaſſe.“

die ſich durch ſolchen Firlefanz von ihrem Wahlrechtskampfe um Biegen oder Brechen ablenken S s ſehr richtigt

Die Axbeiterklaſſe wird ſich aber dafür Ledankeni



Der Säbel! Der Säbel:
Wie auf die franzöſiſche Revolution „der Degen Bonapartes“,

ſo und mit noch viel ſtärkerer innerer Folgerichtigkeit folgt auf
die Wahlreformvorlage Bethmann Hollwegs der Säbel des
Schutzmanns. Am Samstag wurde die Vorlage veröffentlicht,
und ſchon am Sonntag gab es in Breslau, wo die Arbeiter
diesmal am früheſten aufgeſtanden waren, blutige Köpfe. Der
Appell an die brutale Waffengewalt iſt nicht nur „der letzte
Grund der Könige“, ſondern auch der erſte Grund der Miniſter,
der ſofort in Anwendung gebracht wird, wenn ſie mit ihrem
Verſtand am Ende ſind. Jn dieſer Lage befindet ſich heute
Herr v. Bethmann Hollweg: da er ſein ſchändliches Machwerk
nicht mit Argumenten verteidigen, die Empörung des Volkes
nicht durch Erfüllung ſeiner gerechten Forderungen beſänftigen
kann, iſt er bereit, der Kritik mit dem Säbel in der Fauſt ent-
,gegenzutreten und erregte Stimmungen durch Aderläſſe „zu be-
ruhigen“.

Herr v. Bethmann Hollweg leidet an dem allgemeinen Fehler
aller unfähigen Reaktionäre, daß er den Schutzmannsſäbel für
das Allheilmittel der Politik hält. Vielleicht hat es einmal in
Preußen Zeiten gegeben, in denen dieſer Aberglaube aller
Polizeiminiſter in dem Verhalten des Volkes eine ſcheinbare
Beſtätigung fand. Dieſe Zeiten ſind aber vorüber.
Das preußiſche Volk verachtet ſolche Polizeikünſte, es iſt aber
nicht ſo feig, ſichvorihnenins Mauſelochzuver-
kriechen. Die Arbeiter in den Fabriken und Bergwerken
ſetzen jeden Tag ihr Leben und ihre Geſundheit den ſchwerſten
Gefahren aus. um den Profit des Kapitals zu mehren, und den
Jhren zu Ende der Woche ein paar Silberſtücke nach Hauſe zu
bringen. Außerdem haben ſie zum großen Teil militäriſche
Erziehung genoſſen, ſie wiſſen, daß ſie bereit ſein müſſen, für
„das Vaterland (der Beſitzenden!) zu ſterben, wenn man ſie
unter die Fahnen ruft, wiſſen, daß Feigheit im Krieg eines
der ſlimmſten militäriſchen Verbrechen iſt, und ſchon auf der
Volksſchule haben ſie allerlei nützliche Sprüche gelernt, wie:
„Tue recht und ſcheue niemand oder „Wir Deutſche fürchten
Gott, ſonſt nichts auf dieſer Welt“. So wollen auch die Ar
beiter recht tun und niemand ſcheuen, und wie immer ſie es
mit ihrem Gott halten, vor dem Schutzmann werden ſie ſich
nicht fürchten, ſolange ſie wiſſen, daß ſie im Rechte ſind. Die
Arbeiter gehen nicht auf Raub und Mord aus. ſie wollen keinem
Menſchen körperlich etwas zuleide tun, keine Sache widerrecht-
lich beſchädigen, ſie wollen nichts als freie Bahn auf der
Straße um der Stimmung, die heute Millionen des preu-
ßiſchen Volkes für das gleiche Wahlrecht beſeelt, Ausdruck zu
geben. Dieſe Stimmung iſt von der Regierung ſelbſt ge-
ſchaffen: nie iſt ein geduldiges, friedliebendes Volk frecher ver
höhnt worden, und nie hat ein in ihrer Tiefe verletzte und er
regte Bevölkerung in höherem Maße die Tugend der Diſziplin
und die Kunſt der Selbſtbeherrſchung geübt, als es die preu
ßiſche bisher ſtets getan hat.

Die preußiſchen Arbeiter ſind keine Skandalmacher und keine
Raufbolde, ſie ſind aber auch keine Feiglinge. Ein Ver-
ſuch der preußiſchen Polizeiregierung, mit dem Säbel in der
Hand an den gemeinſten Jnſtinkt, an die Feigheit, zu appel
lieren, wird den gewünſchten Erfolg nicht haben. Die Ar-
beiter wollen freie Bahn auf der Straße, und wenn Herr von
Bethmann Hollweg nicht ſchon längſt von allen guten Geiſtern
verlaſſen wäre, dann würde er ſeiner Polizei die Anweiſung
geben, ſich ſo zu verhalten, wie ſie es am Sonntag in Braun-
chweig getan hat, nicht aber ſo wie in Breslau, wo der be

rüchtigte, niemals aufgefundene Handabhacker noch immer ſein
Weſen zu treiben ſcheint. Mit ſolchen Künſten, wie ſie einſt an
dem armen Biewald geübt wurden, und wie man ſie am Sonn
tag in Breslau wiederholt hat, kann man einen Staat von

140 Millionen Einwohnern im Herzen Europas nicht regieren.
Man kann mit ihnen auch nicht den Sieg des gleichen Wahl-
rechts in Preußen aufhalten und am allerwenigſten der Sozial
demokratie Abbruch tun, ſondern man wird höchſtens auf dieſe
Weiſe Geſinnungen, die man nicht liebt und die man für ge
fährlich hält, zur Frühreife bringen und ihren baldigen vollen
Sieg vorbereiten. Da gilt immer das Wort: „Unſere Gegner
arbeiten nur für uns“. Und am ſicherſten tun ſie es mit dem
Säbelin der Handl

Die Einzelheiten aus Breslau.
Aus Breslau wird berichtet: Erſt am Sonnabend abend war

die provokatoriſche Vorlage bekannt geworden, ſo daß nur eine
ganz kurze Verabredung möglich war. Aber die Maſſen waren
am Sonntag zur Stelle. Unſere Genoſſen überall können von
den Breslauern lernen! Um 12 Uhr mittags füllte ſich die

[Nachdr. verb.Ein Verrückter.
Kampf und Ende eines Lehrers.

Von Joſef Ruederer.

Er blickte ihr bewegt nach, als ſie ſo dings Wieder
mußte er ihrer erſten Kommunion denken. Auch heute war
ein Maientag wie damals, und die Sonne lachte ſo hell in
die jungen Birken hinein, doch war alles ſo verändert! Sein
Kind ſchien ihm ſo gedrückt, ſo verſchloſſen, und ſtatt des weißen
Kleides trug ſie ein ſchwarzes, das Trauerzeichen für die, die
damals noch ſchützend neben ihr gegangen war.

Nun verſchwand die dunkle Geſtalt hinter einer Mauer und
Balder konnte nicht mehr ſehen, daß dort der Lehrer wartete, der
ſchon ſeit einer Stunde in banger Ungeduld zum Forſthaus
hinüber geblickt hatte.

Das nagende Bewußtſein, daß die Mädchen des Dorfes zur
Beichte beſtellt waren, hatte ihn ruhelos herumgetrieben. Was

wird ſie ſagen? Tag und Nacht hatte ihm nur dieſe eine Frage
vorgeſchwebt. Wird ſie alles beichten dann war ſein ſchlimm-
ſter Feind der Mitwiſſer ihrer Hingabe. Oder wird ſie es
verſchweigen, weil ſie ihre Liebe für keine Sünde zu halten
ſchien Wie kann ſie das mit ihrem religiöſen Gewiſſen ver
einenEr hatte keinen Ausweg aus dieſen furchtbaren Qualen ge
funden und wollte ihr noch einmal entgegen treten.

„Anna,“ ſagte er und faßte ihre Hand, „gehſt Du wirkli in
die Beicht'?“Sie ſah in ſeine umflorten Augen und fühlte deutlich, daß
er zitterte.

„Ja, Franzl Warum auch net?“ Ruhig und ernſt ſah ſie
ähm ins Geſicht.

Er holte Atem und ſuchte der Frage auszuweichen.
„Beicht' net hier,“ bat er flehentlich, „geh nach Maria-

firchen
Sie ließ ſeine Hand los und zog ihr ſchwarzes Kopftuch

feſter an:
„Des kann ja net Dein Ernſt ſein, Franz.“
„Net mei Ernſt? Aber, Annal“
„Gibt's denn dort'n an andern Herrgott, als hier bei uns?“

fragte ſie.
Da wußte er nicht mehr, was er ſagen ſollte und ließ ihr den

Weg zum Bühel frei.
Die Beichte hatte bereits begonnen. Jn dem braunen Ge

2 ſaß der Geiſtliche mit verhülltem Haupte und eine An
junger Mädchen wartete betend davor. Kathi befand ſich

Hauptſtraße, Schweidniterſtraße, die bis dahin von der all
ſonntäglich dort flanierenden Bourgeoiſie beſegt war, mit Ar
beitermaſſen. Jn ſtummen und endloſen Zügen zogen
die Arbeiter auf beiden Seiten auf und ab. Um 1 Uhr ſollte
die Demonſtration ihr Ende nehm Die Arbeiter aus dem
Norden, Weſten und Oſten der Siadt ſuchten nun auf dem
nächſten Wege über den Ring nach Hauſe zu gelangen. Die
Polizei hatte jedoch inzwiſchen den Ausgang der Schweidnitzer
ſtraße zu dem faſt menſchenleeren großen Ringplatze ver
ſperrt. Nun ſtauten ſich die bis dahin beſtändig im Fluß
geweſenen Maſſen, und der Straßenbahn-, Droſchken- und
Automobilverkehr geriet völlig ins Stocken. Die Polizei, die bis
dahin ihren Tatendrang zurückhalten mußte, fand jetzt den
Augenblick für ein „Einſchreiten“ gekommen. Die CLoaſſen
wurden in die Nebenſtraßen gedrängt, deren Ausgänge
gleichfalls von Poliziſten beſetzt waren. Tau-
ſend ſtimmige Hochrufe auf ein freies Wahlrecht wur
den nun laut, und aus allen Straßen erſchollen die Marſeil-
laiſe und andere Arbeiterlieder.

Ein großer Trupp von etwa 3000 Demonſtranten wird zum
Chriſtophoriplatze gedrängt. Hier dasſelbe Spiel. Rechts und
links von Polizeikordons eingeſchloſſen, muß die Menge hal-
ten. Noch einmal tönen leidenſchaftliche Hochrufe auf das freie
Wahlrecht zum trüben Winterhimmel. Aber plötzlich brechen
dieſe Rufe ab und aus der Menge und den Fenſtern der um
liegenden Häuſer erſchollen laute Entſetzensſchreie.
Ein Trupp berittener Schutzleute und eine Kolonne Fußmann-
ſchaften ſtürmen mit blanker Waffe auf die in einer
verhältnismäßig engen Straße zuſammengepreßten Menſchen
ein. Was nicht flieht, wird überritten. Und dann treiben
die Polizeihelden ihre Gäule auf den Bürgerſteig. Die
Sähbel ſauſen mit voller Wucht auf die Köpfe und die
Hände der in die Häuſer flüchtenden oder wehrlos an die
Häuſerfronten gepreßte Menſchen hinab. Tauſendſtimmiges
Pfui und das Angſtgeſchrei der in den Fenſtern liegenden und
in den Straßen flüchtenden Menſchen geben ein leidenſchaftlich
bewegtes Bild. Aber die Polizeitruppe raſt weiter. An der
Ecke der Ohlauerſtraße flüchtet ſich eine Gruppe Menſchen in
ein Geſchäftslokal. Berittene und Fußvolk hinterher. Hier
verrichtet der Schutzmannsſäbel blutigere Arbeit wie vorher.
Hier ſehen wir die erſten Verwundeten taumeln; dort
liegt ein anderer hilferufend unter dem Gaul des immer noch
hauenden Polizeileutnants. Und wer ſich vor den Berittenen
ſchützen kann, läuft in die Klingen der Fußmannſchaften. Bei
dieſer Blutarbeit ſoll einem Arbeiter eine ſchwere Schädelver
letzung beigebracht wordea ſein.
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Das Ende des Pluralwahlrechts.
Es wird uns geſchrieben:
Die ſchwerſte Schuld an dem gegenwärtigen verfahrenen und

gefährlichen Stand der Dinge in Preußen trägt die natio-
nalliberale Partei.

Dieſe hat durch ihre Abkehr vom Reichswahlrecht, deſſen Ein
führung in Preußen gerade ſie früher gefordert hatte, die
Bildung einer poſitiven Reformmehrheit im Abgeordnetenhauſe
unmöglich gemacht. Die Parteien, die die Beſeitigung des
Dreiklaſſenwahlrechts fordern, haben zwar im Dreiklaſſenhauſe
die Mehrheit, ſie ſind jedoch kraftlos, weil die einen dahin, die
andern dorthin ſtreben. So haben die junkerlichen Verteidiger
des Dreiklaſſenwahlrechts, obgleich ſie ſelbſt unter dieſem Wahl
recht die Minderheit bilden, ein leichtes Spiel.

Während Freiſinn, Polen und Zentrum, dieſes wenigſtens in
ſeiner überwiegenden Mehrheit, unter dem Druck der Wähler
maſſen an der Forderung des Reichswahlrechts feſthielten, wo-
für ſelbſtverſtändlich trotz ihrer weitergehenden Forderungen
auch die Sozialdemokraten ſtimmten, ſonderten ſich die Natio-
nalliberalen ab und verlangten die Einführung eines
Pluralwahlrechts. Zu dieſer Forderung kamen ſie aus
zwei verſchiedenen Gründen: erſtens war ihnen als Vertretern
der Großbourgeoiſie die Bevorrechtung von „Beſitz und Bil-
dung“ ohnehin ſympathiſch, dann aber glaubten ſie, daß die
Forderung des Pluralwahlrechts am eheſten auf „Verwirk-
lichung“ zu rechnen habe. Sie wurden in dieſem Glauben
durch die Haltung des Fürſten Bülow beſtärkt, und als die
Thronrede vom 20. Oktober 1908 eine ſtärkere Berückſichtigung
„der wirtſchaftlichen Entwicklung, der Ausbreitung der Bildung
und des politiſchen Verſtändniſſes“ in Ausſicht ſtellte, witterten
ſie Morgenluft.

Es war ein Traum, „und nicht einmal ein ſchöner“! Der
Block iſt entzwei, und das Pluralwahlrecht iſt erledigt. Mit
grauſamer Schärfe wird in der Begründung zur Vorlage

unter ihnen. Auf den Zehen war Anna in die Kirche getreten.
Jetzt kniete ſie nieder und faltete die Hände. Sie ahnte nicht,
daß oben auf dem Chore ihr Verlobter ſtand. Hätte ſie es be-
merkt, dann wäre ſie in ihrer Andacht geſtört worden, die ſie
heute inbrünſtiger als je verrichtete.

Die Zeit verſtrich träge. Geſenkten Blickes traten die
Abſolvierten aus dem Zeigtnuple heraus und jede trug einen
weißen Zettel in der Hand, die Quittung der re für die
empfangenen Sünden. Als die Sonne kräftiger durch die bun
ten Fenſter zu ſcheinen begann, lichteten ſich allmählich die
Reihen. Jetzt trat Kathi zu dem Prieſter und Anna wartete
in wachſender Beklemmung, daß an ſie die Reihe käme.

Es dauerte ungewöhnlich lange. Sie fühlte ihr Herz klopfen,als ſie den Prieſter hinter dem weißen Tuche murmeln hörte.

Einige Bewegungen, die er dabei machte, deuteten darauf, daß
er heftig ſprach. Anna konnte nicht mehr beten. Sie mußte
beſtändig den Blick vom Hochaltar zu der Beichtenden wenden,
die zu weinen begann. Was ſie nur verbrochen hatte Aengſt-
lich ſah ſich Anna um. Sie war die letzte zur Beichte. Alle
anderen waren ſchon fortgegangen. Ein Gefühl von ſeltſamer
Bangigkeit erfaßt ſie und beinahe hätte fie ſich erhoben, um
hinaus zu eilen.

Aber im ſelben Augenblicke nahm der Prieſter das Tuch ab
und Kathi empfing die Abſolution.

Anna nahm ſich zuſammen und trat in den Beichtſtuhl. Lang-
ſam ließ ſie ſich auf die Knie nieder und bekreuzte ſich.

Frühzeitig ſtand Balder am anderen Morgen vor dem Zim
mer ſeiner Tochter. Eine ſchlafloſe Nacht lag hinter ihm, denn
er hatte ſein Kind nicht wiedererkannt, als es am Abend aus
der Kirche zurückkehrte. Leichenblaß, mit gläſernen Augen kam
ſie heim, und als ihr an der Türe der Beichtzettel entfiel, ließ
ſie ihn achtlos liegen. Alles Zureden des Vaters war umſonſt.
Er hatte gefleht, gedroht, aber aus dem ſtarren Weſen war
nichts herauszubringen. Sie wankte auf ihr Zimmer und
ſchloß ſich ein.

Balder ſandte ins Pfarrhaus nach dem Lehrer. Bald kam
die Magd mit dem Beſcheid zurück, daß Gattl nirgends zu
finden ſei. Wieder ging der beſorgte Vater die Treppe hin-
auf und klopfte bei Anna. Sie. öffnete ihm nicht. Als ſie aber
feine Stimme erkannte, warf ſie ſich auf das Bett und bohrte
die Nägel in die Wangen. Dann war es ſtill im Hauſe gewor-
den und die Nacht ging hernieder. Anna ſaß immer noch auf
ihrem Lager mit aufgelöſten Haaren und betrachtete das Bild
ihrer Mutter, das ihr gegenüber hing. Eine wahnſinnige Ver
zweiflung ſprach dabei aus den Zügen des Mädchens.

Sie war freigeſprochenl! Von was Von allen ihren Sün-
den Rein, nur von denen, die ſie gebeichtet hatte. O, wie Kob

Beihmann Hollwegs das Phantom zerftört, dem die Narional

liberalen jahrelang nachjagten. Das Pluralwahlrecht wird
dort für abgetan erklärt, weil es keinen Maßſtab liefert, um
den Wert des Wählers für den Staat zu bemeſſen. Wörtlich
wird geſagt:

An der Unmöglichkeit der Auffindung objektiver Maßſtäbe
für die Bemeſſung dieſes Wertes der Wähler ſcheitert
jeder Verſuch der Verwirklichung eines ſol-
chen Syſtems in einem Staate von den Größenabmeſſun
z der hiſtoriſchen Entwicklung und der Verſchiedenartigkeit
er Verhältniſſe Preußens Ein Mehrheitsſtimmenrecht

mit nur wenigen umfaſſenden Pluralitätsgruppen aber
würde den gleichen Anfechtungen wie das
Klaſſenſyſtem ausgeſetzt ſein, und dieſe Angriffe
würden gegen ein ſolches Syſtem mit mehr
Grund erhoben werden können, als gegen das
Klaſſenſyſtem. Das Pluralwahlrecht bewertet in
Wirklichkeit die Wähler nach Merkmalen verſchieden, deren
billige und gerechte Wirkung gegenüber dem
Einzelnen oft bezweifelt werden kann. Legt
es das politiſche Uebergewicht in die Hand der höheren
Wählerſchichten, ſo kommt vermutlich die breite
Maſſe der Bevölkerung nicht zu ihrem Recht
ein ſchwach entwickeltes Pluralwahlrecht aber unterſcheidet
ſich in ſeinen Wirkungen nicht weſentlich von einem Wahl
recht mit gleichen Stimmen.

Es iſt bitter für die Nationalliberalen, daß ſie ſich das
jetzt ſogar von dem Begründer einer erzreaktionären Wahl
rechtsvorlage ſagen laſſen müſſen, und es iſt ein geringer Troſt
für ſie, daß er mit ſeiner vernichtenden Kritik nicht nur ihren
Lieblingsgedanken, ſondern auch ſeinen eigenen Wechſelbalg
trifft. Sie mögen ſich heute mit tiefer Verlegenheit der Zeit
erinnern, da ſie ihre Pluralrechtsforderung gegenüber der
angeblich „utopiſchen“ Forderung des gleichen Wahlrechts
als ein Wunder realpolitiſcher Weisheit prieſen.

Das nationalliberale Pluralwahlrecht iſt begraben und wird
nicht wieder auferſtehen.

Und ſo gibt es für den wirklichen Realpolitiker nur zwei
Möglichkeiten: Entweder ewiger Fortbeſtand des
Dreiklaſſenwahlrechts, oder allgemeines,
gleiches, direktes und geheimes Wahlrecht.

Für den ewigen Fortbeſtand des Dreiklaſſenwahlrechts ſind
die Junker.Für das allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht
iſt das Volk.

Ein Drittes dazwiſchen gibt es nicht mehr! Entweder mit
den Junkern oder mit dem Volk! So ſteht die Entſcheidung
in der großen Schickſalsſtunde der preußiſchen
Parteien.Wehe der bürgerlichen Partei, die ſich zum Judas und Ver-
räter in dieſem weltgeſchichtlichen Kampfe hergibt! Jndem
ſie ſich gegen das gleiche Recht wendet, wird ſie nicht dieſem,
ſondern nur ſich ſelber das Todesurteil ſprechen!

Kant über deutſche Wahlrechts Rangordnung“.
Kant, den genannt, nicht zitiert zu haben, den ewigen Ruhm

des Wahlreformminiſters Bethmann Hollweg bildet, ſchreibt
in ſeiner Anthropologie:

Der Deutſche fügt ſich unter allen ziviliſierten Völkern am
leichteſten und dauerhafteſten der Regierung, unter der er iſt,
und iſt am meiſten von Neuerungsſucht und Widerſetzlichkeit
gegen die eingeführte Ordnung entfernt Seine unvorteil
hafte Seite iſt vornehmlich eine gewiſſe Methodenſucht, ſich
mit den übrigen Staatsbürgern nicht etwa nach e inem
Prinzip der Annäherung zur Gleichheit, ſon
dern nach Stufen des Vorzugs und einer Rango r d
nung peinlich klaſſifizieren zu laſſen und in
dieſem Schema des Ranges unerſchöpflich und ſo aus
bloßer Pedantereiknechtiſch zu ſein. Das Ent
ſtehen dieſer pedantiſchen Form geht aus dem natürlichen
Hang hervor, zwiſchen dem, der herrſchen, bis zu dem, der
gehorchen ſoll, eine Leiter anzulegen, woran jede Sproſſe
mit dem Grade des Anſehens bezeichnet wird, die ihr ge
bührt was andern Völkern lächerlich vor
kommen muß und in der Tat als Peinlichkeit und
Bedürfnis der methodiſchen Einteilung, um ein Ganzes unter
einen Begriff zu faſſen, die Be ſchränkung des ange
borenen Talents verrät.

Wer ſich die blödſinnige Liſte der „gehobenen Wähler“ in
der preußiſchen Wahlrechtsvorlage anſieht, wo von Provinzial
rats, Provinzialausſchuß-, Landesausſchußmitgliedern, Ge

es entzwei, was ſie ſich in den letzten Wochen zurecht legte und
einredete, vor den Worten des Geiſtlichen, die ſich mit Zentner
ſchwere an ihr Gewiſſen hingen! Der Atem des rieſters
drang durch das Gitter in ihr Antlitz, wie ein verſengender
Hauch jener Verdammnis, die er denen verkündete, die nicht
die Wahrheit beichteten. Wie fragte er! So durchbohrend,
ſo forſchend, ſo niederſchmetternd 5,,„Biſt Du noch rein vor Gott? Biſt Du's, biſt Du's wirklich?
klang es zu ihr und ſie verſuchte mit verzweifelter Kraft das
Wrack über Waſſer zu halten, das ihr erſt ein ſo feſtes Segel
geſchienen hatte. Sie klammerte ſich bis zum letzten Augen
blicke der endloſen Beichte daran und erſt als ſie die Abſolu
tion empfing und den Zettel ergriff, da wunderte e ſich, daß
er nicht zur Flamme wurde und ihr die Hand verſengte. Nun
wußte ſie, daß ſie an Gott gefrevelt hatte!

O, dieſe Nacht! So ſchauerlich wie der furchtbare Abgrund
der Sünde, in den ſie geſtürzt warl Dieſe furchtbaren Stun-
den, die die Kuckucksuhr unter dem Zimmer der Wachendemn
gleichmäßig verkündete!

Als endlich der Morgen heraufkam, erhob ſie ſich wie zer
ſchlagen und griff nach der Stirne. Stechender Kopfſchmerz
machte ſich geltend und jene ſonderbare Uebelkeit kam wieder,
von der ſie ſchon vor einigen Tagen einmal befallen wurde.
Mechaniſch kleidete ſie ſich an, wobei ſie fortwährend einhalten
mußte, um den Schmerzen und ihren quälenden Gedanken
nachzugeben. Bitter fragte ſie ſich, wohin ſie eigentlich gehen
wollte? Jn die Kirche, zum Empfang des Sakramentes?
Kannſt du das? ſchien ihr die Stimme des Prieſters zuzurufen.

Sie ſchauderte zuſammen und die ſchwüle Luft drohte ſie
faſt zu erſticken. Da riß ſie ein Fenſter auf und ſah hinaus.

Leuchtend lag die Landſchaft vor ihr. Ein taufriſcher Morgenwar uporgeſtiegen, alles ſchwamm in Farben und Licht.
Hinter den zartgrünen Buchen wogte das tiefe Blau des
duftigen Tales und die Felſen der Berge ragten in unbefleckter
Schönheit in das reine Firmament.

em Mädchen war es, als zöge eine ruhigere Stimmung in
ihr Herz. Sie trat hinaus, und wehrte ſanft ihrem Vater,
der ſich ihr nähern wollte.

„Anna!“ rief er ihr nach, als ſie vor das Haus ging, „ſagſt
Du's mir net, was Du haſt

Aengſtlich blickte ſie zurück. Wie ſah er aus! Seine Geſtalt
war gebückt und ſchlaff hing ihm der Anzug um den Leib. Die
Augen waren entzündet, wie beim Tode der Mutter und noch
niemals hatte ſie geſehen, daß er ſo viele weiße Haare hatte,
wie heute. Umkehren aber konnte ſie nicht. Nur jetzt keine
Erregung mehr, das Gebetbuch feſter gegriffen und weiter
weiter wohin? Ach ja, in. die Kirche.

Gortſetzung folgt



meindevorſtandsſtellvertretern und ähnlichen komi Würdenträgern die Rede iſt, wird auch hier die von a ne
„Beſchränkung des angeborenen Talents“ erkennen, die „den
andern Völkern lächerlich vorkommen muß“ und in der Tat
Preußen zum Geſpött der ganzen Welt gemacht hat.

Urteile über das Monſtrum.

Ueber t 4 s im Klaſſenhauſe.eber die Ausſichten der preußiſchen „Wahl 3ſchreibt der Berl. Loka fang g. betch vlretßtansrlag
„Die Wahlrechtsvorlage bildete im Abgeordnetenhauſe heute,

Montag, in den Kreiſen der Parlamentarier den Gegenſtand
lebhaften Meinungsaustauſches. Aus dem privaten Austauſch
der Meinungen glaubt man bereits die Ueberzeugung gewonnen
zu haben, daß das Schickſal der Vorlage in ihrer jetzigen
F or m ſchon ſo gut wie entſchieden iſt, d. h. daß ſie keine r
lei Ausſicht auf Annahme hat. Die Mehrheit wird
ſich für die Einführung der gehe imen Wahl ausſprechen,
e allerdings erwartet wird, daß die Nationalliberalen zu

ieſer Mehrheit zählen werden, was nach den Ausführungen,
die kürzlich ein Mitglied dieſer Fraktion gemacht hat
(Schmieding), noch keineswegs ſicher iſt. Maßgebende Männer
der Zentrumspartei haben erklärt, daß ſie gegenüber
dieſer Vorlage ſelbſtverſtändlich an ihrer alten Forderung feſt
halten, wonach auch der preußiſche Landtag auf Grund eines
geheimen Wahlrechts berufen werden ſoll.

Erörtert wurde vielfach auch die Haltung des Herrenhauſet
für den Fall, daß das Abgeordnetenhaus die geheime Wahl be
ſchließen ſollte. Man neigte der Anſicht zu. daß dieſe Haltung
weſentlich beeinflußt ſein wird von der Stellung, welche die
Regierung zu der im Landtag beſchloſſenen geheimen Wahl
einnehmen dürfte.“

Die 28gliedrige Wahlrechtskommiſſion wird ſich zuſammen
ſetzen aus neun Konſervativen, vier Freikonſervativen, vier
Nationalliberalen, ſechs Zentrumsabgg., drei Freiſinnigen,
einem Polen, einem Sozialdemokraten. Die Freikonſervativen
erhalten den Vorſitz.

Staatsrechtslehrer v. Liſgzt.
Geh. Rat Profeſſor Dr. v. Liſzt, Mitglied der Freiſinnigen

Vereinigung im preußiſchen Landtage, äußert ſich im Stutt
garter Neuen Tagblatt in einem längeren Artikel ſehr ſcharf
und abfällig. Die „Wahlrechtsvorlage“ ſei noch mehr als eine
Verfchlechterung des beſtehenden Zuſtandes, denn die dem Entwurfe beigegebene Begründung auf auf die weiteſten Kretſe

nicht nur der Arbeiter, ſondern auch des geſamten Mittel-
ſtandes in Stadt und Land direkt verbitternd und aufreizend
wirken. Er faßt ſein Urteil wie folgt zuſammen:

„Der Liberalismus kann dieſer Vorlage gegenüber nur eine
Antwort haben: Ablehnung! Die Beteiligung an der Kom
miſſionsberatung kann für uns nur inſofern in Betracht
kommen, als ſie es uns möglich macht, eine Entſcheidung über
die geheime Wahl herbeizuführen. Scheitert dieſer Verſuch, ſo
werden wir uns am beſten ganz zurückziehen Der Kampf
um die Wahlrechtsreform in Preußen iſt ſeit dem 5. Februar
in das akute Stadium getreten. Was vorangegangen,
waren Rüſtungen zum Krieg. Mit der Vorlage hat die
Regierung dem Liberalismus den Krieg erklärt. Aber
nicht nur dem Liberalismus. Das wird zur Klärung unſerer
Parteiverhältniſſe weſentlich beitragen. Die Gruppierung der
Parteien wird ſich recht bedeutſam verſchieben. Wir aber
können uns nur darüber freuen, daß uns eine klare und wir-
kungsvolle Parole für die nächſten Wahlen von der Regierung
gegeben worden iſt.“

Ausland.
England.

Die Wahlen.
London, 8. Februar. Drei Wahlergebniſſe ſtehen an dem

endgültigen Ergebnis der Wahlen noch aus. Dieſes dürfte
ſein: 275 Liberale, 273 Konſervative, 40 Arbeiterabgeordnete,
82 Nationaliſten (Jren), insgeſamt 670 Parlamentsmitglieder.
Die Liberalen werden demgemäß die ſtärkſte Partei des neuen
Parlaments bilden.

Die Wahlen und die Zukunft des Sozialismus.
st. Jn einer Zuſchrift an die konſervative Morning Poſt be

ſtreitet Genoſſe Hyndman entſchieden, daß der Ausfall
der letzten Parlamentswahlen als Maßſtab der Stärke der eng
liſchen Sozialdemokratie im Verhältnis zu ihren ausländiſchen
Bruderparteien betrachtet werden dürfe. Die politiſchen For

men Englands und ſein Wahlſyſtem, führt Hynoman aus, ind
mindeſtens um 120 Jahre hinter ver ſozialen und ökonomiſchen
Entwicklung zurückgeblieben. Außerdem ſind die Wahlen ſelbſt
für den Kandidaten oder deſſen Freunde ſo koſtſpielig wie in
keinem anderen Lande der Welt, und darin liegt für eine
wirklich demokratiſche Partei, die naturgemäß eine arme Partei
ſein muß, ein großer und immer größer werdender Nachteil.
Gäbe es in England ein anderes Wahlverfahren und Propor
tionalwahlrecht, ſo würden die Sozialdemokraten ſchon ſeit
20 Jahren im Unterhauſe vertreten ſein. Auch die unab
hängigen Arbeiterparteiler haben ihre beſten Erfolge eigentlich
nur dort erzielt, wo ihnen liberales Geld und die liberale
Organiſation zur Verfügung ſtand, ſie haben aber ebenſo
ſchlecht tvie die Sozialdemokraten abgeſchnitten, wo ſie allein
ſtanden. Das kommt nicht etwa daher, weil ſie in ihren An
ſichten nicht maßvoll genug ſind, ſondern weil es ihnen an
Geld und politiſcher Organiſatton fehlt, wie den Sozialdemo-
kraten eben auch.

Es iſt aber, ſo fährt Genoſſe Hyndman fort, ein Mißverſtänd-
nis, wenn man den Einfluß der Sozialdemokratie, entſprechend
ihrem Mißerfolg bei den Parlamentswahlen gering ſchätzt.
Alle ſozialdemokratiſchen Maßnahmen, die bis zu einem ge
wiſſen Grade geeignet ſind, die vom gegenwärtigen Jnduſtrie
ſyſtem und ſeiner ſozialen Anarchie heworgerufenen Uebel zu
heilen, und die jetzt in die Regionen der praktiſchen Politik
anfgerückt ſind, ſind zuerſt von der Social Demokratie Federa
tion im Jahre 1882 formuliert und ſeitdem von ihr unermüd
lich agitatoriſch vertreten worden. Hyndmann zählt dann eine
Reihe von Reformen, wie die Einführung von Schulmahlzeiten,
Förderung des Baues billiger Wohnhäuſer, Achtſtundengeſetz
u. a. auf, und meint, wenn es auch langſam gehe, ſo ſei ſeit
der Gründung der Federation doch ein tüchtiges Stück Wegs
zurückgelegt worden. Ein leichter Anſtoß von außen würde
auch genügen. die ſozialiſtiſchen Kräfte in England zu ſam
meln und ihnen eine Ausdehnung zu geben, die die Welt in Er
ſtaunen verſetzen würde.

Pluralwahlrecht.
Ein konſervatives Blatt gedenkt mit Anerkennung zweter

Brüder, die zuſammen 80 Stimmen bei der Parlamentswahl
abgegeben haben. Es ſind zwei Kaufleute. Der eine gab zu
erſt in drei Tagen 9 Stimmen, dann an weiteren vier Tagen
noch 8 Stimmen ab. Er legte zu dieſem Zweck 2100 Kilometer
mit der Bahn und 177 Kilometer mit dem Automobil zurück.
Jnsgeſamt verfügten beide Brüder, kraft ihrer zahlreichen
Niederlagen in vielen Kreiſen, über 50 Stimmen, waren
alſo noch beſcheiden, nur 30 davon abzugeben. Man rechnet,
daß dieſes Mehrſtimmenwahlrecht, das unter Umſtänden für
ein Landgut drei Stimmen und dem Jnhaber mehrerer Be
ſitzungen eine Reihe Stimmen einräumt, den Konſervativen
rund eine halbe Million Stimmen eingebracht habe. Sind doch
auch die Wähler der Londoner Cith, die mit erdrückender
Mehrheit konſervativ gewählt hat und der Univerſitäten,
die auch faſt nur unioniſtiſche Vertreter entſenden, faſt aus
nahmslos Mehrſtimmenwähler, die noch an mindeſtens einem
anderen Orte ihr Wahlrecht ausüben. Mit Hilfe des Automo-
bils, das diesmal eine ungeahnte Bedeutung gewonnen hat,
konnte dieſes Wahlunrecht der Privilegierten faſt vollſtändig
ausgenützt werden. Dazu kam ein Syſtem von Wahlbeein-
fluſſung durch Einſchüchterung, Freibier und ſonſtige Be
ſtechung, wie man es ſeit den Reformgeſetzen nicht mehr für
möglich gehalten hätte. Eine Reihe gründlicher Wahl-
reformen, die derartigen Fälſchungen des Volkswillens
vorbeugen, werden daher zu den wichtigſten Aufgaben der libe-

ralen Regierung gehören.

Türkei.
Bulgariſche Forderungen.

Konſtantinopel, 7. Februar. Jn verſchiedenen Städten
Bulgariens werden in Meetings Reſolutionen an die Groß-
mächte beſchloſſen werden, durch welche die Ernennung eines
unter europäiſchem Protektorate ſtehenden Fürſten oder Ober-
kommiſſars für Mazedonien verlangt werden ſoll, da es ſonſt
auf die Dauer keinen Frieden zwiſchen der Türkei und Bul-
garien geben könne. Jn Mazedonien wiederum werden von der
mohammedaniſchen Bevölkerung Verſammlungen abgehalten,
um gegen den Eintritt von Chriſten und beſonders Bulgaren
in die osmaniſche Armee zu proteſtieren. Auch werden in
dieſem Sinne gehaltene Proklamationen an die moslemiſche
Bevölkerung zu Zehntauſenden in den mazedoniſchen Wilajeten
verbreitet.

Gemäß den Wünſchen Bugariens hat die Pforte das
Bandengeſetz abgeändert. Ebenſo wird, wie verlautet,

auch der Urntel 4 des Vereinsgeſeges, u
Vereine verboten ſind, aufgehoben werden.

Aultralien.
Klaſſenjuſtiz.

Anläßlich des kürzlich beendeten großen Berg arbeiter
ſtreiks waren von vielen Verhafteten noch die vier Ver
bandsleiter in Haft behalten und vor die Gerichte geſtellt wor
den unter der Anklage der „Verſchwörung“! Der Verband s-
vorſitzende iſt nun zu einem Jahre, ſeine drei Kol-
legen zu je neun Monaten Zwangsarbeit verurteilt worden.
Die ſozialiſtiſche Preſſe Auſtraliens erhofft von dieſem Schand-
urteil eine energiſche Förderung der wirklich unabhängigen
Arbeiterbewegung.

Aus der Partei.
Der Reviſionismus in Belgien,

Nach bürgerlichen Meldungen hat der Brüſſeler Kongreß der
Sozialdemokratie mit 202 gegen 74 Stimmen beſchloſſen, „po
ſitive Mitarbeit durch eine Vertretung im
Miniſterkabinett“ zu leiſten. Der angenommene An-
trag war von Vandervelde formuliert; er ſchlägt bekannilich
dem Beſchluß des Amſterdamer internationalen Kongreſſes ins
Geſicht. Die Sozialdemokratie kann ſich an einer kapitaliſti-
ſchen Regierung nicht beteiligen, ohne ihre eigenen proleta-
riſchen Jntereſſen zu verraten. Manche ſtaatsmänniſche Ta
lente wollen aber Miniſter werden (ſiehe Millerand, Briand,
Bruns uſw.), weshalb ſie ihr Hochkommen mit dem Hoch-
kommen der Maſſe zu verwechſeln.

Welche Motive für den Brüſſeler Beſchluß ausſchlaggebend
waren, wird erſt der Verhandlungsbericht ergeben.

Soziales.
Die Kinder der Armen.

Jn dem Bertcht über die ſchulärgztliche Tätigkeit an der Volks
ſchule der Stadt Dortmund für das Schuljahr 1907-08 wird
u. a. mitgeteilt, daß bei einem Kinde, einem Mädchen, auch
Gonorrhoe (Tripper) vorgefunden wurdel 127 Kinder waren
mit Krätze behaftet, 134 hatten Kopfläuſe, 269 litten
an Ekzem (näſſende Flechte), 464 an Blutarmut, 252 an
Tuberkuloſe, darunter 189 an Lungentuberkuloſe,
11490 an Skrophuloſe, 893 an Lungenſpitzen-
katarrh, 694 an verſchiedenen Augenkrankheiten,
173 an Herzkrankheiten, 43 an Jdiotie oder Jmbe-
cilität uſw. Das ſind tieftraurige Tatſachen!l Jn der
Hilfsſchule für Schwachbefähigte waren 315 Schüler, von denen
31,6 Prozent krank waren, gegen 14,4 Prozent der in den
Normalſchulen untergebrachten Kinder. 40 Kinder wurden
auf Grund der Diagnoſe für ſchwachſinnig erklärt,

Kommunales.
Einen erfolgreichen Milchkrieg.

hat die Arbeiterſchaft von Stuttgart geführt. Die vom
Bund der Landwirte gedrängten Milchhändler hatten
dort vor einigen Wochen den Milchpreis plötzlich auf 22 Pfg.
das Liter erhöht, was für die Milchkonſumenten von Stuttgart
eine Neubelaſtung von 800000 Mk. im Jahre bedeutet hätte.
Die Partei- und Gewerkſchaftsorganiſationen organiſierten
darauf mit Hilfe eines unabhängigen Großhändlers in den
Arbeitergegenden einen eigenen Milchvertrieb für 19 Pfg. das
Liter. Das hatte die Wirkung, daß die Händler gleich auf den
Preis von 21, dann 20 und ſchließlich auf 19 Pfg. zurückge-
gangen ſind.

Angeſichts der emſigen Bemühungen des Bundes der Land
wirte, den Arbeiterorganiſationen die Bezugsquellen für ihre
Milch zu unterbinden, iſt dieſer raſche Erfolg des Kampfes zu
begrüßen.

Die eigene Organiſation des Milchbezuges wird übrigens
von den Arbeiterorganiſationen beibehalten werden, ſchon
um zu verhindern, daß binnen kurzem die Preistreiberei wieder
von vorn anfängt.

„&J f„zfffJfkfJfJF„

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht und Par
teinachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchaft
liches, Feuilleton und Vermiſchtes Harl Bock, für Lokales
Otto Niebuhr, für Provinzielles und Verſammlungs-
berichte Gottl. Kasparek, ſämtlich in Halle.

Die zuverlässigste u. unbedingt vorteilhafteste Kaufgelegenheit

Bedeutende Posten Weisse Kleiderstoffe, weisse Seidenstoffe, Waschstoffe, konfektionierte Weiss-
waren, Spitzen, fertige weisse Kleider und Blusen, Leib-, Tisch-, Bett- und Kuchenwäsche, Leinen-
waren, weisse elsässer Baumwolhwaren, Wäschestickereien, weisse Gardinen, Vorhänge eto. etc.

zu ganz aussergewöhnlich billigen Preisen.
Sehenswerte Schaufenster- und innen Dekorationen.

für weisse Waren aller Art ist die grosse

der Firma

Brummer Benjamin
22/23 Grosse Ulrichstrasse 22/23.

eisse Woche



am 6. Fehruar becroffe weren Brand in

Näumen erſten i t odern Se ben daß der Verka v en
a wrnites Möbel Auesteliun siokat,

Muſterzimmer n allen gangbaren Holzarten an Außerdem e ich dort g5 ſehr
en ngen und bitte meine 463 rte Kund owie ein hochverehrtes Pubn

beim Lintenf von M m mit ihrem n a meinem zweiten Möbel Ausſtellun 5

Sittelaraße S, frühere Reithahn des Unlverſitätzreitlehrers Herrn Eäuard Sehreiber,
zu wollen. Es wird mein fortgeſetztes Beſtreben ſein, nur reelle und ſolid gearbeitete Möbel zu denkbar billigſten

beehren

Preiſen unter langjähriger Garantie zum T auf zu bringen.O Anlieferung durch eigenes b feei Aees Bernh. Cruncgle Tiſchlermriſter.

Wo Thee e
Direktor u. Besitzer: Paul Bluthgen,

Daſ

ſtark

ck:
teſinden wird. oft

Möbellager in mittlerenbein

onfirmanden-Knzüge
in Kammgarn, Cheviot und Tuchkammgarn

10 132 162 1922 22
onfirmanden »Knzüge
ſchwarz und blau, mit Seidenspiegel, 22 26 Jelegante Ausführungon irmanden- nzüge

Heute, Dienstag, den 8. Februar:

Grade Uge Fagthadts Porgtelune
mit dem Notiv: „Vebelnehmen gidts nioht“

unter Mitvwir der gesamien Xünstler div.Gäſte der Mia gang n
Urkomischo u. a.

MaIIO?Wenn die Butterbium' blühn Eine zhantaſtiſche TräuDie Meis ne von Haiſe! net J r nach MAass, grosso Stoffauswahl, niedrigste Preise.
Der Jahrmarkt zu Krähwinkel Curt Wardon en der Konfi r Häte, Handschuhe, Kragen, Man-

Halloren-Heuigkeiten a. alter Zeit schetten, Chemisettes, Schleifenrats Feriellgas v9n Sedar zarten ans Andenken Preddäbne d u v
Naoh der et iustige Fritz T man en- Hemden, Taschentücher etc,
S Wer lachen wine en S Ve ans Eatree: Eachene 29 er Stadt Theater ulein rein ralen d Sami Sale

Direktion Hofrat M. Richards.
Distrikt Ammendorf. Mittwoch den 9. Februar 1910: Neubau am Markt.

Donnerstag den 10. Februar abends s/2 Uhr im „Burg-145. Abonn.-Varſt. 1. Viertel.
schlösschen““ zu Burg bei Radewell Novität! Novität!

Zum 1. Male:Nitglieder Versammlung. mas Konzert.
r Achtung?Luſtſpiel in 3 Akten

Tagesordnung von Hermann Bahr.1. Vortrag des Redakteurs Genoſſen Kasparok- Halle a. S. |Kaſſenöffn. 7 Uhr. Anf. 7 Uhr. Nittwocehn den 9. Februar abends 8“2 Vhr im grossen Saale des

2. Vereinsangelegenheiten. Ende gegen 10 Uhr. Volksparks, Burgstrasse 27
Einer recht ſtarken Beteiligung ſieht entgegen Gr. öffentl. Versammlung,Me rſeb urg. z en Suine ee Merſebu Sein r. Vortrag des Herrn Ew. Vogtherr- Wiesbaden über:

Donnerstag den 10. Februar, abends s Ahr, in der Das Christentum und der Krieg.Kaiſer Wilhelmshalle Weissenſeis.
Mitglieder errammlung, kKlnematoerapn See Dre de Freie Dizwyjnm

a euter Die Herren Geiſtlichen ſind zu dieſer Verſammlung ganz beſonders eingeladen.

2 Se Mitte i v). v W er Um zahlreichen e bittet
Jeden m und Pnaben

5. eeingangelegertelen wen gfässo J. A.: W. Studt, Kapeleugeß r.
Freie Turnerschaft Zeitz, Manau

Abteilung Aue. Zandere e Aunnburg-Pefferſelh- el
Großer Maskenhball, ne

Oefftl. Frauenverſammlungen.
z Wozu wir Freunde und Genossen ganz ergebenst i in groß. e wahl, in Ztrn. u. einz.

Dienstag den S. Februar, abends S Uhr:

iaden. Kinder und fHariekins haben keinen Zutritt. 12 K von 75 9 an, verkauft billig
S Grosvartige Deberrase bung Ztainrich Schmui W

Karten im Vorverkauf sind dei sämtlichen MAlitgliedern, Triftstrasse 6, Ho
im Diana-Saal sowie in Feuetels Restaurant zu haben. 20 hat Kleinoſida Rehmsdorf

Halle 9 den ehhiell durch ſheabed im Gaſthof des Herrn Wirth im Gasthof zum Kronprinz
S 3 e ne un Mittwoch den 9. Februar, abends S Uhr:Wap pen-Kaffee 2 oder Veſen We verre g Nißma

za oder Doſe gratis. im Gaſthof zu Hissma.
3tets ap e Packung vesetzl. gescn. S M Ueberat n Referentinnen,

c I. T III Genoſſin A. Nemitz. Genoſſin M. Vollmann.s R. R. Traudwein, 7 Zigarren, Z urg- Tagesordnung in allen Verſammlungen
S Kaffoeröeterei m. olektr. Bètriev. geh je Arbeiterfrauen im Kampfe um Brot
r on g Mitglied des Rabatt ren r ogg hege Freie Diskussion. r BRedohst, Freie Diskussion.

LIIA u 8 S Entree pro Perſon 10 Pf. Der Zentralvorſtand des 6ozialdemokr. Vereins.Kreitenmeyer's zahnpraxis,
Leipzigerſtraße 8 (vis-a-vis der Ulrichskirche).

Atolier für modernen Zahn-Ersat2z
mit und ohne Entfernung der Wurzeln.

S Schmerzloſes Zahnziehen.
Kunſtvollo Plombiernngen 30

i S den e en.Ueber mein S Verfahren ſiegen viele Anerkennungs
chreiben im Atelier aus.

ehe mite berz., ff. Qualität

in T 66
Söffner“s

M Jerlein- Institut,
nur Bölbergasse 3

N hühner
e rbe nach Mut tan feine vwiche Vahe m neuer, feiner

alles mit hun, 6 St. 13 en I. Iawen-Hagten- n e d
T beſtens empfohlen. i Strenſend, Zaiedis u



h c 9

Nr. 33

Preußſſche Klaſſenjuſtiz.
Die Fortſetzung der Juſtiz- Debatte im preußiſchen

Dreiklaſſenhauſe brachte am Montag eine mehrſtün-
dige Rede unſeres Genoſſen Dr. Liebknecht, der mit
Gründlichkeit und Sachkenntnis eine ſcharfe Kritik an der
preußiſchen Juſtiz übte. Die Rede nahm über drei
Stunden in Anſpruch und erregte wachſenden Unwillen nicht

nur auf der Rechten und im Zentrum, ſondern auch bei den
Parteien, die ſich liberal zu nennen pflegen. Sie ſuchten durch
laute Privatgeſpräche und unangebrachte Zwiſchenrufe unſe-
ren Redner zu ſtören, der ſich in der freilich undankbaren Auf

gabe nicht irren machen ließ, den wahren Charakter unſerer
Juſtiz bloßzulegen. Wenn unſere Redner in den Parlamenten
mit der Länge ihrer Reden die Reden der bürgerlichen Ab-
geordneten auch wirklich hie und da übertreffen, ſo geſchieht
das nicht zum Vergnügen unſerer Vertreter. Sie ſind viel-
mehr zur eingehenden Abwehr all der Angriffe gezwungen,
die von allen bürgerlichen Parteien gegen uns gerichtet wer
den. Es iſt deshalb ganz unangebracht, was durch den natio-
nalliberalen Abg. Dr. Krauſe-Königsberg, geſchah, über
die lange Rede Liebknechts zu witzeln und zu höhnen und ſie
zu vergleichen mit der geringen Stärke unſerer Fraktion im
Klaſſenhauſe. Es iſt keine anſtändige Art und es iſt vor
allen Dingen keine liberale Art, die ſozialdemokratiſche Frak
tion nur nach ihren wenigen Köpfen zu beurteilen. Hinter
unſeren Vertretern ſteht die große Mehrheit des preu-
ßiſchen Volks und nur das ſchändliche gegenwärtige
Wahlrecht hindert uns an einer angemeſſenen Parlaments
vertretung. Das ſind ja angenehme Ausſichten für die Hal
tung, die die Liberalen im Wahlrechtskampf einnehmen wer
den, und um dem Ganzen noch die Krone aufzuſetzen, ſtellte

dieſer ſo ſehr liberale Herr Dr. Krauſe in Ausſicht, daß die
Abgeordnetenhaus Mehrheit in der Behandlung unſerer klei-
nen Fraktion eine Aenderung eintreten laſſen werde.
Unter dem Beifall der Pfaffen und Junker ſtellte er es ſo hin,
als ob das Klaſſenhaus nur aus Gnade und Barmherzigkeit
unſere Redner zum Wort laſſe. Nun, wir werden den Maß-
nahmen dieſer bürgerlichen kompakten Majorität mit derſelben
Gelafſenheit entgegenſehen, mit der wir den Kampf aller bür-
gerlichen Parteien gegen uns aufnehmen.

Die Rede Liebknechts ſelbſt behandelte alle wichtigen Fragen
auf dem Gebiet der Rechtspflege und brachte ſchätzenswertes
Material zu den bevorſtehenden Reformen, das Liebknecht aus
ſeiner langjährigen Tätigkeit als Anwalt an Berliner und
auswärtigen Gerichten geſammelt hat. Die vorjährige Ver
teidigung des Königsberger Schandſäulenurteils nannte Lieb-
knecht die Belobigung eines der ſchlimmſten Exzeſſe der Klaſ
ſenjuſtiz und auch aus dem verfloſſenen Jahre konnte er eine
große Zahl von Urteilen anführen, die mit den Grundſätzen
des Rechts ebenſo wie mit dem Volksbewußtſein in kraſſem
Widerſpruch ſtehen. Ex konnte ſich bei ſeiner Kritik auf die

ga chleute und hervorragenderRechtslehrer berufen, ſo wiederholt auf das Zeugnis des Ge
heimrats v. Liſzt. Leider ſchweigt ſich dieſer bekannte Straf-
rechtslehrer in ſeiner Eigenſchaft als preußiſcher Abgeordneter
über dieſe großen Reformfragen völlig gus, und begnügte ſich
auch diesmal wieder mit einer trockenen Rede über die Mängel
bei der Ausbildung unſerer jungen Juriſten. Wir verkennen
die Wichtigkeit dieſer Frage durchaus nicht. Aber viel wirk
ſamer wäre es, wenn Herr v. Liſzt Veranlaſſung nehmen
würde, ſeine bekannten Jdeen vom Verbrechen als ſozialer Er
ſcheinung von der Abgeordnetenhaustribüne herab zu verkün
den. Den konſervativen Wunſch, die Großgrundbeſitzer mögen
ihre Söhne mehr als bisher dem Richterſtande zuführen, ver
warf Liebknecht, weil das zu einer Feudaliſierung des Richter
ſtandes und zu einer Stärkung der ohnehin ſchon zu großen
Macht der Junker über die Bureaukratie führen würde. Die
beſte Bekämpfung der Kriminalität bleibt nach wie vor die
Hebung der ſozialen Lage des Volkes. Liebknecht ſchloß mit
einem Hinweis auf den kommenden Wahlrechts-
kampf, in dem die Juſtiz ihre Feuerprobe zu beſtehen haben
werde. Es werde ſich zeigen, ob ſie eine Jnſtitution zum
Schutze von Freiheit und Bürgerrecht oder ein Unter
drückungsmittel für die große Mehrheit des
Volkes ſein werde. Juſtizminiſter Beſeler lehnte es ein
fach ab, auf die Fragen Liebknechts zu antworten und die
Klaſſenhausmehrheit ſpendete ihm dafür in echter Klaſſenhaus
würde freudig Beifall. Jn dieſem Keſſeltreiben gegen die So
zialdemokratie durfte natürlich Herr Stroſſer nicht fehlen,
der ſich erneut für die Einführung der Prügelſtrafe ins Zeug
legte.

Am Donnerstag ſteht die ſogenannte Wahlrechtsvor-
lage auf der Tagesordnung.

Ausführlicher Verhandlungsbericht.
17. Sitzung. Montag, den 7. Februar, vormittags 10 Uhr.

Die zweite Leſung des Juſtizetats wird fortgeſetzt.
Abg. Dr. Liebknecht (Sogz.):

Es iſt ſehr bedauerlich, daß wir den
Entwurf eines neuen Strafgeſetzbuches

hier als ein
Ausnahmegeſetz gegen das kämpfende Proletariat

charakteriſieren können. Wir haben auch ſo viel ſchon an der
gegenwärtigen Juſtiz zu kritiſieren, daß es vollkommen genügt. Vir h halten die Rechtspflege
für die höchſte und edelſte Aufgabe eines Staates. Wie weit
wir in Preußen davon entfernt ſind, haben wir täglich vor
Augen. Wir Sozialdemokraten ſtellen mit Bedauern feſt, daß
die preußiſche Juſtizverwaltung nicht einmal gewillt iſt, dieſe
große Aufgabe zu erfüllen. An den Richterſtellen ſollte nicht
geſpart werden, denn aus der Ueberlaſtung der Richter rührenLiek. eißſtande her, wenn ſie nicht gerade auf dem Gebiet der
Klaſſenfuſtiz liegen. Wir haben noch keine Antwort darüber
vom Miniſter erhalten, ob es wahr iſt. daß für beſonders arg
Objekte beſondere Kammern eingerichtet werden ſollen. n
ſolcher Plan würde nichts weiter ſein als ein neuer Verſuch,

die wohlhabenden Schichten zu bevorzugen.
(Setzr richtig)) Der Erhöhung der Gebühren für Zeugen undSa berſtanbige ſtehen wir ſympathiſch Geld dafür
gibt es es liegt ſogar auf der Straße, und der Staat
müßte es nur da holen, wo es iſt. ian, die Juſtizverwaltung uns Sozialdemokraten nicht in„der entgegentritt, wie andere er Wir ſtehen dem
Juſtigreſſort wenigſtens mit einer relativen Sympathie gegen

für die

übrigen erkennen wir

1. Beilage zum Volksblatt.
9. Februar 1910 21. Jahrg.

über, namentlich im Vergleich zum Kuliusminiſterium. Die
ordentlichen Gerichte geben relativ noch die beſten Garantien

icherung der Volksrechte. Jch will mit dieſen Worten
agen, daß wir Sozialdemokraten das Gute, wo es zu findent, auch anerkennen. Wegen dieſer gelegentlichen erfreut en
Erſcheinung wollen wir uns aber nicht Wehen laſſen
über den Durchſchnittszuſtand. Gs gibt Richter, die auch auf
dem Richkerſtuhl ihrer politiſchen Ueberzeugung
die Zügel ſchießen laſſen, denn auch ein Berliner
Gericht hat einmal anerkannt, daß die ſächſiſche Juſtiz die
Sozialdemokraten als minderen Rechts behandle. Was wir
Sozialdemokraten als ma geht zwar nicht

raus dem böſen Willen einzelne chter hervor, ſondern be-
ruht auf ſozialen Grundlagen. (Sehr richtig!) Gegen dieſe
Richter ſoll durchaus nicht vor prager werden, das würde ein
Eingriff in ihre Unabhängigkeit ſein, aber der Richterſtand
muß es ſich geren laſſen, das er öffentlich kritiſiert wird.
Leider hat der Juſtizminiſter im vergangenen Jahre

das Königsberger Schandſäulenurteil
als vollkommen richtig bezeichnet. Er hat damit einen der
ſchlimmſten Exzeſſe der Klaſſenjuſtiz in ſeiner amtlichen Eigen-
ſchaft gelobt und ſo zu weiteren Exzeſſen aufgefordert. Man
ſagt nun, daß eine ſcharfe Juſtiz wegen der zunehmenden
Kriminalität notwendig iſt. Aber ſchon der freikonſervative
Abgeordnete Viereck hat im vorigen Jahre betont, daß eine
Zunahme der Prozeſſe infolge des wirtſchaftlichen Nieder-
ganges eingetreten iſt. 73,0 Prozent aller Verbrechen ſind
außerdem

auf den Alkoholismus zurückzuführen
Der erfreuliche e darin iſt auf die ſegensreiche Arbeit

des Proletariats zurückzuführen. Ein uns durchaus nicht nahe
ſtehender Richter hat das ſogar rühmend hervorgehoben. ie
viele Verbrechen hat nicht

der Zolltarif
verurſacht. (Sehr richtig Diejenigen, die eine ſolche Politik

ſind die wahrhaft Schuldigen einer großen Zahl der
chweren Verbrechen. (Lärm rechts.)
Ein FJrxtum iſt es auch, daß mit der Religion gegen die

Verbrechen viel anzufangen iſt. Die Kirche hat gerade dort
die ſtärkſte Macht, wo das ſoziale Verſtändnis am geringſten
iſt und infolgedeſſen die größere Kriminalität herrſcht. Die
Höhe der Strafen ſteht oft in gar keinem Verhältnis zur
Schwere des Vergehens. Eine Fran erhielt wegen eines Forſt-
diebſtahls im Werte von 40 Pfg.

ein Jahr Gefüngnis.
Häufig werden ſolche Vergehen aus Not begangen, um ins
Gefängnis zu wandern. Wie jammerbvoll müſſen die Verhält-
niſſe liegen, wenn das Gefängnis als ein Paradies angeſehen
wird. (Abg. v. Pappenheim (konſ.) lacht.) Herr v. Pappenheim,
es iſt kein gutes Zeichen, daß Sie über meine Worte lachen.
(Erneutes Lachen des Abg. v. Pappenheim. Schlußrufe und
Lärm rechts.) Jch kann mir nicht helfen wir Sozialdemo
kraten müſſen unſere Wünſche zur Juſtizverwaltung hier vor
bringen. Die

Weltfremdheit der Richter
iſt auch von dem Staatsanwalt Dr. Wulffen zugegeben worden,
der geſagt hat. daß die Gerichte nur zu leicht geneigt ſind, dem
Angeklagten die niedrigſten und ſchmutzigſten Motive zu unter-

v und daß ſie das dem Angeklagten auch fühlen laſſen.
(Hört! Hört! b. d. Soz.)

Höchſte Gmpörung muß es erwecken, daß die Gerichte zwar
Beweisanträgen des Angeklagten öfter ſtattgeben, daß die An
geklagten aber in Haft genommen werden, wenn durch dieſe
Beweisanträge eine Vertagung notwendig wird. Das Geſetz
über die

Entſchädigung unſchuldig Verurteilter
wird zu fiskaliſch gehandhabt. Der Richter ſoll das tun, was
recht und billig iſt, um die Finanzen des Staates hat er ſichnicht zu kümmern. Der Abg. Stroſer ſagte im vorigen Jahre,

mein Freund Leinert habe einer doppelten Moral das Wort
geredet. er wolle nur Rechte für die Arbeiter, aber nicht für die
S Jm Reichstage hat aber ſelbſt der national
liberale Abg. Dr. Heintze anerkannt, daß ſo etwas wie

Klaſſenjuſtiz in der Tat exiſtiert
und der freiſinnige Abg. Dr. Müller-Meiningen ſagte, daß
der Kapitalismus

der heimliche Kaiſer unſerer Juſtiz
ſei. Die Politik iſt aus dem Gerichtsſaal leider nicht zu ent-
fernen. Leider zeigt man im Gerichtsſaal kein Verſtändnis
für die Pſhchologie der Arbeiterſchaft. Die Pflicht der Soli-

darität ſehen die Richter häufig als geradezu verbrecheriſch an.
Jeder Wahlhabende hat in der Juſtiz beſſere Chancen als der
Unbemittelte. Die Klaſſenjuſtiz äußert ſich ſchon in der Art
der Behandlung des Angeklagten. Wirklich unabhängig ſind
die Richter nicht. Jeder Richter, der oppoſitionelle Geſinnun-
gen energiſch verträte, würde diſziplinariſch gefaßt werden.
Der Richterſtand würde im Volke erſt dann volles Vertrauen
finden, wenn ein Richter auch einmal

als Sozialdemokrat auftreten
könnte. Nur durch die Abgrenzung der Befugniſſe der Ver-
waltungsbehörden gegenüber der d ſtiz kann dieſe wirklich
auf einen höheren Standpunkt gehoben werden. Früher haben
die Gerichte die Streikpoſten faſt ſtets freigeſprochen. Durch
den unausgeſetzten Anſturm der Polizei hat ſich jetzt ſelbſt das
Kammergericht die Hände binden laſſen. Auch im Zivilprozeß
macht ſich die Klaſſenjuſtiz geltend. Jn Kiel iſt ein Arbeit-
geber, der Knaben unter 16 Jahren bis zu

18 Stunden beſchäftigt
hatte, mit 10 Mark beſtraft worden, während der Amtsanwalt
nur 4 Mark beantragt hatte. Andererſeits iſt ein Kind wegen
Gefährdung eines Eiſenbahntransports mit einem Jahr Ge-
fängnis beſtraft worden. Wir aber warten heute noch auf
die Anklageerhebung gegen die

Bonner BVoruſſen!
Bedauerlich iſt es, wie der Beleidigungsparagraph gehandhabt
wird. Das Wort Streikbrecher gilt als Schimpfwort, ja ſogar
das Wort arbeitswillig. Jprteigenoffe Niebuhr

in Halle
wollte einen Vortrag über Jugendorganiſation halten: Er
wurde zur Verhütung dieſes Verbrechens verhaftet. Sieben
Worte am Grabe eines befreundeten Genoſſen ſind vom
Kammergericht ſchon als Rede aufgefaßt worden Ueberall,
wo der Klaſſenkampf ſchärfer geworden iſt, bildet fich ein

vpplitiſches Richtertum
heraus. Jn Hannover ſind die Kammern Ritter und Jenſch
als beſonders gefährlich betrachtet. Jn der Tat haben viele
Angeklagte das Gef und mit einem gewiſſen Recht, daß ſie
hier Wölfen vergaret en werden, nicht aber Menſchenſeelen,
die über ſie menſchlich aburteilen. (Unruhe.)

zuf dem G des und der Strafvollſtreckungvat wir a riele K. fordern, daß die Richter
vom Volk gewählt werden. Die beſte Bekämpfung der Krimi-
nalität iſt die Beſeitigung ihrer Urſachen, und ein Wohnungs-

deshalb zur Beiſeitigung der Verbrechen viel wich
ger als jede Strafgeſetzreform. r verlangen

die Sozialiſierung der Juſtiz,
die Hebung der ſozialen Lage des Volkes und eine weitherzige

Sozialpolitik. Die Aufforderung des Herrn v. Heydebrand
zum Zuſammenſchluß gegen die Sozialdemokratie macht uns
nicht Angſt. Wir wiſſen, welcher gewaltige außerparlamen-
tariſche Kampf das preußiſche Volt bevorſteht. In dieſem
Kampf wird die Juſtiz eine Feuerprobe auszuſtehen haben und
wir werden ſehen, ob ſie bei Konflikten, die ſich bei dieſer uner
hörten Provokation der Staatsregierung ereignen können, ſich
erweiſt als eine Jnſtitution, die Freiheit und Bürgerrecht
ſchützt, oder ob ſie ſich dazu hergeben wird, cin Unterdrückungs-mittel, ein brutales achtmittel zu ſein, zur

Unterdrückung der großen Mehrheit des Volkes.
Wir wollen nicht ſchon heute ſagen, daß wir kein Vertrauen
zur Juſtiz haben, damit wir uns auch kleinen Jlluſionen hin-
geven. Wenn ſich die Juſtiz bewähren ſollte, ſo würde ſie
etwas getan haben, was dazu beitragen könnte, ihre Populari-
tät in energiſchem Maße zu vermehren. Wir ſtehen mit Ge-
laſſenheit der Klaſſenjuſtiz gegenüber. Wir ſind gewöhnt, mit
allen Feinden den Kampf rückſichtslos aufzunehmen ohne
Scheu. Wir werden, wenn die Juſtiz weiterhin eine politiſcheKlaſſenjuſtiz bleibt, auch den Kampf gegen dieſe Klaſſengulttz

weiter mit allem Nachdruck und bis zu dem für uns abſolut
ſiegreichen Ende ſühren. (Lachen und Unruhe rechts.)

Vizepraſident Dr. Krauſe: Sie haben im Verlauf Jhrer
Rede die Bemerkung gemacht, bei vielen Strafkammern wäre
es ſo, daß die Angetlagten mit einem gewiſſen Recht das Ge-
fühl haben könnten, Wölfen vorgeworfen zu werden, nicht aber
vor Menſchen zu ſtehen. Dieſe Vemerkung iſt im hohen Grade
geeignet, den Richterſtand zu beleidigen und zu verletzen. Jch
rufe Sie deswegen zur Ordnung. Beifall.

Juſtizminiſter Beſeler: Der Abg. Liebknecht iſt immer
heftiger und leidenſchaftlicher geworden, er hat das Gebiet der
Rechtspflege faſt ganz verlaſſen und hat eine rein politiſcheRede gehalten, die ofſenber für Außßenſtehende berechnet war.

Jch lehne es ab, überhaupt darauf zu antworten. (Lebhafter
Beifall rechts.)

Abg. Sroſſer (konſ.): Der Abg. Liebknecht hat die ge
ſchmackvolle Bemerkung gemacht, ich hätte im Vorjahre eine
hahnebüchene Bemerkung gegen ſeinen Fraktionskollegen Lei
nert gemacht. Jch überlaſſe es dem Urteil des ganzen Hauſes
mit Ausſchluß der Sozialdemokratie, ob meine Rede oder die
Rede, die Herr Liebknecht gehalten hat, hahnebüchen iſt. (Bei-
fall rechts.) Jm übrigen lehne auch ich es ab, auf ſeine Rede
einzugehen. Die Anwendung der Prügelſtrafe, das möchte
ich gegen andere Vorredner bemerken, haben wir ſtets nur für
die allergrößten Verbrechen, für die allerſchlimmſten Roheits-
delikte, gefordert.

Unbegreiflich iſt das Verhalten der Juſtiz im Falle Schöne-
beck. Entweder iſt die Frau geiſtig zurechnung-Sähig, dann
muß gegen ſie vorgegangen werden, oder ſie iſt u Arechnungs-
fähig, dann muß ſie in einer Jrrenanſtalt ſicher untergebracht
werden. Jn den weiteſten Volkskreiſen hat die Behandlung
dieſer Affäre große Empörung erregt.

Abg. Dr. Bell (Ztr.): Die Rede des Herrn Liebknecht war
eine ſchwere Geduldsprobe für die Arbeitswilligen in i
Hauſe. Auf ſie einzugehen, halte ich für überflüſſig. 8
Vertrauensverhältnis zwiſchen Richtern und Anwälten beſteht
trotz mancher Entgleiſungen auf beiden Seiten. Es iſt mir
nicht bekannt, ob es immer noch Perſonalakten bei den Ge
richten gibt; wenn ſie beſtehen, dann ſollten ſie den Beteiligten
zur Einſichtnahme zugänglich ſein. Das Prinzip der Oeffent
lichkeit des Verfahrens wollen wir nicht antaſten, aber es wäre
doch Ehrenpflicht der Preſſe, die Berichterſtattung ſo zu ge
ſtalten, wie es der Würde der Gerichte entſpricht. Die ſenſa-
tionelle Zuſtutzung der Berichte müßte aufhören.

Abg. Dr. Krauſe- Königsberg (natl.): Jch betrachte die
Rede als eine kraſſe Provokation gegen dieſes Haus. Wir
re bisher mit faſt übertriebener Objektivität die kleine
ozialdemotratiſche Fraktion dieſes behandelt und ihr

immer Gelegenheit gegeben, zum Worte zu kommen. Jm
Hinblick auf die Rede des Abg. Liebknecht werden wir es uns
aber überlegen müſſen, ob wir nicht eine Reviſion unſerer Ge
ſchäftspraxis in Zukunft vornehmen. (Zuſtimmung rechts und
bei den Nationalliberalen.)

Abg. v. Liſzt (Hoſp. d. Freiſ. Vpt.) weiſt auf Mängel in der
Ausbildung der jungen Juriſten hin.

Abg. Eckert (Freik.) beklagt, daß die übergroße Mehrzahl
der Amtsanwälte nur widerruflich angeſtellt wird.

Juſtizminiſter Dr. Beſeler: Die Strafprozeßreform wird
auch die Amtsanwaltsſchaftsfrage regeln.

Das Haus vertagt ſich, nachdem das „Miniſtergehalt“
bewilligt S

Nächſte Sitzung Donnerstag 11 Uhr: Wahkrech?svorlage.

Schluß 434 Uhr. T
Gewerkſchaftliches,

Der Arbeitsnachwels der Zechenbeſitzer.
Dem Berliner Tageblatt geht eine Zuſchrift aus dem Ruhr

gebiet zu, die die Praktiken des Arbeitsnachweiſes in bengali-
ſcher Beleuchtung zeigt. Es heißt da:

Ein Bergmann kam nach der Zeche Hardenberg in Linden-
horſt nahe bei Dortmund und bat den Vetriebsführer um Ar-
beit. Jhm wurde bedeutet, daß er ſich an den Arbeitsnachweis
in Dortmund wenden müſſe. Hier hörte er, daß er nur auf
Kaiſerſtuhl oder Miniſter Stein Beſchäftigung erhalten könne.

einen Schein nicht für die Zeche Hardenberg, ſondern für
den Paſtor daſelbſt. Der Knappe ging alſo zum Paſtor.
Der ſtellte ihm drei Fragen inhaltſchwer: „Sind Sie organi-
ſiert?“ Knappe: „Ja, im alten Verbande.“ „Aha! da ſind
Sie wohl Sozialdemokrat?“ Knappe: „Nein, Herr Paſtor.“

„Aber aus der Landeskirche, da ſind Sie wohl ausgetreten

„Nein, Herr Paſtor.“ pNach dieſer relativ gut beſtandenen Prüfung erhielt der
Bergmann vom Paſtor eine Beſcheinigung und
auf Grund derſelben Beſchäftigung auf Zeche Hardenberg. Der
betreffende Bergmann lebt, abgeſehen von ſeiner Zugehörig-
keit zu einer Berufsorganiſation, ſtill für ſich. Er zerbricht
ſich jetzt den Kopf darüber, wie der Paſtor, der ihn doch gar,
nicht kennt, zu der Meinung gekommen iſt, er ſei aus der Lan
deskirche ausgetreten.

Der Pfaffe als Mittelsmann der Zechenterroriſten! Das
kann gut werden. Entſpricht die Nachricht den Tatſachen, dann
iſt alles Gerede von der „Harmloſigkeit“ des Arbeitsnachweiſes
widerlegt. Es wurde ja ausdrücklich verſichert, daß kein Berg-
mann gehindert werden ſoll, auf der Zeche Arbeit zu ſuchen,
die ihm paßt, hier aber zeigt ſich, daß nur auf vieles Bitten“
dem Bergmann ein Schein ausgeſtellt wird. Und dann fragt
allerdings der verantwortliche Beamte des Arbeitsnachweiſes
nicht nach der Zugehörigkeit zum Verband, dieſe Rolle des Ge
ſinnungsdetektivs überläßt man einem Mittelsmann, und das
iſt ausgerechnet der Paſtor. Jn der Sache liegt denn auch
Syſtem. Vorläufig gibt der Paſtor dem Mitgliede des Ver
bandes noch eine Beſcheinigung, nachdem er feſtgeſtellt, daß
es ſich um ein ſimples Mitglied Handelt, nur die Hetzer“ wer

e



den ferngehalten. Später wird man den Verbandsmilg

es ſich gefallen laſſen.

Saukere Praktiken.
Infolge des kürzlich in Kraft getretenen, ungeheuer hohen
Schutzzolles der Vereinigten Staaten auf Erzeugniſſe
des lithographiſchen Gewerbes wollen eine Reihe deut
ſcher Firmen ihre Werke in die Vereinigten Staaten verlegen.
In Deutſchland hat jener Schutzzoll ſchon eine gefährliche De
preſſion auf dem Arbeitsmarkte der lithographiſchen Berufes
zur Folge gehabt. Das Lithographiegewerbe hat bisher in
Amerika einen ſeiner beſten Abnehmer gehabt. Manche Litho
graphen ſehen ſich daher gezwungen, ibrem teilweiſe aus-
wandernden Gewerbe nach Amerika zu folgen. Den amerika-
niſchen Arbeitern droht alſo ein ſehr unerwünſchter Zuſtrom,
dem ſie auch ſofort durch Erhöhung der Eintrittégelder in ihre
Verbände und ſonſtige Schwierigkeiten zu begegnen beginnen.
So hat die Photo Engravers' Union ſoeben das Ein
trittsgeld von 30 Dollar auf 200 Dollar erhöht, natürlich
ſehr zum Vergnügen der Unternehmer, die ſehr wohl wiſſen,
daß die Zuwanderung nicht verhindert werden kann, daß viel
mehr die Erhöhung der Eintrittsgelder, zumal wenn die gleiche
Taktik von den anderen Organiſationen des gleichen Berufes
befolgt wird, nur dazu dient, die bisher Organiſierten von der
Organiſation fernzuhalten, wodurch natürlich dem Streik-
brechertum Tür und Tor geöffnet wäre, ſicherlich auch nicht
zum Nutzen der organiſierten amerikaniſchen Lithographen.
Es lebe die internationale „Solidarität“ der Arbeiter!

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., 8. Februar 1910.

Die polizeilichen Ruhbestörungen
am Sonntag haben nach den uns nunmehr vorliegenden Mit
teilungen einen geradezu gefährlichen Umfang angenommen. Mit
ihrer Aktion hat die Leitung der hieſigen Volizei wieder einmal
e ihre Unfähigkeit bewiefen, großſtädtiſche Verdbältniſſe

t und die von Halle im beſonderen zu überſehen. Es
wird nach unſerer und vieler Bürgerlichen Mein'ing die
allerhöchſte Zeit, daß die beruſene Stelle, die Stadtverordneten
Verſammlung, ſich endlich einmal die Maximen, nach denen das
Halleſche Polizei-Regiment geführt wird, näher betrachtet. Daß
ſie dann zu ihrer völligen Verwerfung kommt, iſt nach den letzten
Vorgängen unvermeidlich.

Schon vor einigen Wochen ſind vor und nach einer Verſamm-
lung im Volkspark Straßenpaſſanten in der unerhörteſten Weiſe
beläſtigt, geſchlagen und beſchimpft worden. Am letzten Sonntag
hatte die Polizei alle Vorkehrungen getroffen, um ihr damaliges
Verhalten womöglich noch zu überdieten. Und nur der durchaus
maßvollen Haltung der augegriffenen und beläſtigten Halleſchen
Bürger iſt es zu verdanken, wenn arge Ausſchreitungen vermieden
wurden. E5) iſt am Sonntag von niemand eine Demonſtration

eingeleitet worden, es iſt in der Verſammlung ausdrücklich geſagt
worden daß bei der bekanntenß unverſtändigenz Haltung der
Halleſchen Polizei die Verſammlungsbeſucher in aller Ruhe nach
Hauſe gehen möchten. Und die Verſammlungsbeſucher ſind in
aller Ruhe, mit der größten Würde nach Hauſe gegangen. Ein
Zweifel daran iſt abſolut unmöglich. Aber möge uns und jedem
anderen vernünftigen Menſchen die Halleſche Polizei doch einmal
ſagen, wie die im Süden der Stadt wohnenden Beſucher einer
Verſammlung im Volkspark nach Hauſe gelangen ſollen, ohne die
Hauptkommunikationswege nach dort zu berühren Denkt denn

dieſe von den Steuergroſchen dieſer ſelben Einwohner mitbezahlte
„Ordnungsbehörde“, die Leute ſtrebten etwa ihretwillen über
Kröllwitz durch die Heide oder ſonſtwie heimwärts Aber
natürlich weiß die Polizei genau, daß hieran nicht zu denken iſt.
Sie weiß auch genau, daß ihre Maßregeln nicht zur Beruhigung,
ſondern zur höchſten Erregung der Bevölkerung geeignet ſind,
daß dieſe Dinge zu den ſchlimmſten Entladungen des Volks-
zornes führen müſſen. Will das etwa die Polizei

Wie geſtalteten ſich die Dinge am Sonntag Jn aller Ruhe
gingen die Leute heimwärts. Jn aller Ruhe und nicht im
geſchloſſenen Zuge, wie jetzt die Polizei auf dem Umwege über
die verlogene bürgerliche Preſſe krampfhaft glauben machen möchte.

Erſt ihre Abſperrungstaktik an der Ulrichſtraße und Pro-
menade hat eine größere Menſchenmenge zuſammengeführt. Die
nach der Jnnenſtadt zuſtrebenden Leute wurden brutal zurück-
getrieben. Eine Poſtenkette ſchwer bewaffneter Schutzleute, die
übrigens auch ihrer Körperkraft nach beſonders ausgewählt
ſchienen, ſperrte dieſe Verbindungsſtraße ab. Wiederum zur Mit-
tagszeit, als Geſchäftsſchluß war, und viele unbeteiligte Leute
ebenfalls nach ihren Wohnungen gingen. Sehr zahlreiche Ge-
ſchäftsleute in der Ulrichſtraße gaben denn auch ihrem heftigen

Unwillen über die Polizeiaktion Ausdruck. Hier an der Ulrich-
ſtraße zeigten ſich nun allerdings auch Elemente, die dann der
Polizei zu ſchaffen machten. Aber dieſe Perſonen ſind erſt durch
den geradezu hahnebüchenen Unverſtand der Polizei ſelbſt auf den
Plan gerufen worden. Statt nun aber mit dieſen gehörig aufzu-
räumen, ging es über die Leute her, die ausſahen, als ob ſie
Arbeiter im Sonntagsanzuge ſeien. Von dieſen wurden
viele verhaftet und nach der Polizeihauptwache geführt. Dort
wurden ſie vom Oberinſpektor Weydemann, gegen den ſich
unſere Hauptvorwürfe mit richten, und der uns ſchon ſeines Alters
wegen unfähig erſcheint, die Konſequenzen ſeiner Anordnungen zu
überſehen, empfangen, der ihnen ein gerichtliches Verfahren
ankündigte.

Die auf ſolche Art an der Fortſetzung ihres Weges verhinderten
Leute verſuchten nun die Promenade, teils auch die kleine Ulrich
ſtraße entlang zu kommen. Auch dort fielen auf Geheiß der Vor
geſetzten Schutzleute über die harmloſen Paſſanten, die tatſächlich
weder vor noch zurück konnten, her und erhafteten, verfolgten
ſchlugen und beſchümpften wieder viele von ihnen. Noch ganz
kleine Trupps von wenigen Mann wurden mit Erbitterung

verfolgt, als ob es ſich um Räuber und Mörder handelte. Na-
türlich wurden an mehreren Stellen auch wieder die Säbel

liedern
allgemein ein Bein ſtellen, wenn ja, wenn die Vergarbeiter

gezogen, ſesenfane, well man es angeſichts der wach
ſenden Empörung Je abſolut unfähige und ſpott
ſchlecht organiſierte Polizei nicht riskierte, die Revolver
hervorzuholen.

Spät erſt, lange nach 2 Uhr, fand der Skandal ſein Ende.
Nun ein paar Worte zur Frage der Demonſtrationen überhaupt.
Iſt die Polizei wirklich der polizeiwidrigen Meinung, ſie könne
wirkliche Demonſtrationen verhindern, oder ſie habe
auch nur ein juriſtiſches Recht dazu? Weder das allgemeine
Landrecht, noch das Vereinsgeſetz geben ihr eine Handhabe,
rechtmäßig gegen Straßendemonſtranten vorzugehen. Straßen
demonſtrationen ſind keine Auf züge im famoſen polizeitech
niſchen Sinne. Geht ſie dennoch gegen wirkliche Demonſtranten
vor am letzten Sonntag gab es keine, aber es wird noch
ſolche geben dann ſtellt ſie ſich ſelbſt außerhalb des
Rechts, wie ſie das bei anderen Gelegenheiten auch ſchon ge
tan hat, und dann braucht ſie ſich nicht zu wundern, wenn ihr
böſes Beiſpiel die guten Sitten der, ach, ſo friedfertigen Halle
ſchen Einwohner verdirbt. Der Staatsbürger und Steuerzahler
beſitzt ein Recht auf die Straße, auch wenn er Arbeiter
iſt! Nicht nur mit bunten Zipfelchen und komiſchen Mützchen
ſtaffierte Studenten, antidiluviale Kriegervereinler, grüne
Vogelſchützen und echte teutſche Hurraturner beſitzen dieſes
Recht, ſondern auch der Arbeiter, der Handwerker, die durch
ihrer Hände Arbeit die ganze Sippe faſt allein erhalten müſſen.
Dieſes Recht wird in Anſpruch genommen werden, möge auch
die Polizei ihre ganze 231 köpfige Macht in die Wagſchale wer
fen und noch etliche Unteroffiziere, Steuererheber und andere
Steuergroſchenempfänger dazu. Das möge man ſich merken!

Konferenz der Jugend und Bildungs-Ausſchüſſe.
Am geſtrigen Sonntage fanden ſich im Volkspark die Ver-

treter der Jugend- und Bildungsausſchüſſe des Agitations-
bezirks Merſeburg zuſammen, um über wichtige Fragen ihres
Arbeitsgebietes zu diskutieren. Die Konferenz war aus faſt
allen Wahlkreiſen gut beſucht.
Genoſſe Hennig Leipzig hielt zunöchß ein Referat über

die Bildungsbeſtrebungen des Proletariatzs Das Bürgertum
ſo führte der Redner aus, treibt mit dem Worte Bildung
einen argen Mißbrauch. Ein Menſch, der ſchön den Hut ziehen,
ſich geſeüſchaftlich recht nobel benehmen kann, iſt nach ſeiner An
ſicht gebildet. Beim Proletariat wird die Frage der Bildung
von ganz anderen Geſichtspunkten aus behandelt. Aber auch
hier ſind noch ſehr viele Beſſerungen, beſonders auf dem Ge-
biete der Veranſtaltung von Vorträgen, vorzunehmen. Es iſt
bisher das leidige Verhältnis zutage getreten, daß Vorträge
ganz wahllos hintereinander abgehalten werden. Hier muß
dahin gearbeitet werden, daß, wie es in Leipzig bereits geübt
wird, die Vorträge in ein gewiſſes Syſtem gebracht werden.
Die Auswahl der Kursbeſucher muß ebenfalls recht ſorgfältig
vorgenommen werden, damit es verhindert wird, daß die Kurſe
am Anfang recht ſtark beſucht ſind, nach und nach aber recht be-
denklich abflauen. Ein weiteres das beſte Bildungsmittel
ſind die Bibliotheken, die heute noch gar zu ſehr verzettelt ſind
in lauter kleine Zwergbibliotheken. Es muß mehr und mehr
dahin geſtrebt werden, die unerſchöpflichen Schätze der zerſtreu-
ten kleinen Bibliotheken zu zentraliſieren. Ganz wunderbare
Ergebniſſe in bezug auf die Leſefrequenz ſind von einzelnen
Orten durch dieſe Verſchmelzungen erzielt worden. Auch mit
der Auswahl der Bücher müßte in Zukunft beſſer verfahren
werden. Das Theaterweſen, das in letzter Zeit erfreulicher-
weiſe immer mehr gepflegt wird, ſchließt in ſich ein ausge
zeichnetes Bildungsmittel. Dem Unfug des Theaterdilettanten
klimbims muß mit allen Mitteln entgegengearbeitet werden.
Nicht dadurch, daß ſich einige Arbeiter zuſammentun zu einem
dramatiſchen Klübchen, um dann ſchwierige Werke in einer
mitunter grauenerregenden Weiſe zum Vortrage zu bringen,
ſoll dem Proletariat Verſtändnis für die edle Bühnenkunſt bei-
gebracht werden, ſondern durch den Beſuch guter und vor allem
bilkiger Vorſtellungen in den ſtädtiſchen Theatern. Die ge
ſamten Bildungsveranſtaltungen müſſen aufs neue zentraliſiert
werden in den einzelnen Bezirken. Es läßt ſich dadurch eine
beſſere Vereinheitlichung erzielen.

Die Dis kuſſion über die vom Referenten eingehend be
handelten Fragen des Bildungsweſens war eine ſehr lebhafte.
Mit Recht wurde die Anſicht vertreten, daß die Bildungsaus-
ſchüſſe mit dem Arrangement von Lehrkurſen über Stenogra-
phie und „Eſperanto“ nicht fortfahren ſollten. Für die Ar-
beiter hat die Stenographie und die Weltſprache wenig Nutzen.
Von allen Rednern wird gerügt, daß die meiſt bürgerlichen
Kreiſen angehörigen Vortragenden mit ihren Honorarforde-
rungen ſo hoch gehen. Die Veranſtaltung von Lichtbildervor-
trägen müßte gefördert werden durch Verbilligung der Koſten.
Eine zu ſchaffende Zentralſtelle im Bezirk hätte auch eine
Kontrolle auszuüben über den Wert der Darbietungen. Nach
einigen Schlußbemerkungen beſchloß die Konferenz, anzuregen,
daß der Bildungsausſchuß in Berlin Zentral-
ſtellen für begrenzte Bezirke einrichten ſoll.
Aufgabe dieſer Zentralſtellen ſoll ſein, Arrangements für
künſtleriſche Veranſtaltungen und Bildungsbeſtrebungen zu
fördern. Beſonders ſollen dieſe Zentralſtellen jene Bildungs-
kleinarbeit leiſten, die unmöglich der Zentralbildungsausſch:tß
in Berlin leiſten kann. Die etwa nötigen Mittel ſollen möglichſt
durch die Berliner Zentralſtelle zugeſchoſſen werden.

Genoſſe Hennig ergriff ſodann nochmals das Wort zu
einem zweiten Referat über die Jugendorganiſationen. Der
Redner ging zunächſt auf die Jugendbewegung der Bürger-
lichen des näheren ein. Ganz intenſiv wird im gegneriſchen
Lager die Jugend organiſiert und den bürgerlichen Beſtrebun-
gen dienſtbar gemacht. Nicht weniger als 131 feſtangeſtellte
Beamte zählen die katholiſchen und evangeliſchen Jugend-
vereine; auch die einſchlägige Literatur hat einen großen Um-
fang angenommen. Es iſt deshalb notwendig, daß die prole-
tariſche Jugendbewegung die verdiente Veachtung der Partei
genoſſen erhält. Jntereſſant ſind die Winke, die der Redner
in bezug auf die Gewinnung der Jugend gibt. Der Zer-

ſplitterung, die ſich bereits in unſrer proletariſchen Jugend
bewegung bemerkbar macht, muß entgegengearbeitet werden.
Den Gegnern entgeht über die Vorgänge innerhalb unſrer
Organiſationen nicht das geringſte Ereignis. Wir kümmern
uns lange nicht ſo um die im gegneriſchen Lager.
Die Lauheit in unſeren Reihen muß beſeitigt werden. Den
Jugendbibliotheken, ganz beſonders aber den chauviniſtiſchen
Schulbibliotheken, muß die größte Aufmerkſamkeit geſchenkt
werden. Die Diskuſſion über dieſen äußerſt lehrreichen und
inſtruktiven Vortrag war ebenfalls eine ſehr lebhafte. Aus
nahmslos wurde von den Rednern lebhafte Klage geführt dar
über, daß der Erziehung der Jugend leider wenig Be
achtung geſchenkt wird. Sehr beachtenswerte Vorſchläge wur-
den gegeben, um unſere Jugend den Klauen der Gegner zu
entreißen. Ein weiterer Vorſchlag ging dahin, die Jugend-
ausſchüſſe mit den Bildungsausſchüſſen zu vereinigen, um
unnötige Kräftevergeudung zu vermeiden. Die Jugend-
ſektionen der Gewerkſchaften ſeien nicht zu empfehlen, da
dadurch eine weitere Kräftezerſplitterung hervorgerufen werde.
Den Vorgängen in den Fortbildungsſchulen ſei ebenfalls die
größte Aufmerkſamkeit zu ſchenken, auch müſſen des öfteren
Statiſtiken über die Lebens- und Wohnverhältniſſe der Lehr
linge aufgenommen werden. Die Spiele im Freien müßten
unterſtützt werden. ohne aber der Vereinsmeierei dadurch Vor-
ſchub zu leiſten. Der Genoſſe Hennig erklärt ſich ſchließlich
bereit, über Fragen der Jugendorganiſationen Auskunft und
Rat zu erteilen. Nach einem kurzen Schlußwort des Partrti-
ſekretärs fand die intereſſante Konferenz ihr Ende.

Rühle-Kurſus.
Den Teilnehmern an den Zyklus- Vorträgen des Genoſſen

Rühle zur Kenntnisnahme, daß der Kurſus am Dienstag, den
15. Februar, abends pünktlich 8/4 Uhr im Volkspark, kleiner Saal,
beginnt. Späterkommende können keinen Zutritt zum Saal
erhalten. Einige Gewerkſchaften haben ihre Teil-
nehmer noch nicht gemeldet und werden erſucht, dies um
gebend, ſpäteſtens aber bis zum Freitag, den 11. Februar, abends,
im Arbeiter Sekretariat zu tun. Der Bildungs Ausſchuß

Aus dem Stadtyparlament.
Jmmer, wenn es um das liebe Geld für die eine oder die an

dere Sippe geht, iſt die Stimmung unter unſern Stadtvätern eine
mehr oder weniger gereizte, was durch die parlamentariſchen
Regeln“ nur mühſam verdeckt oder niedergehalten wird.

Geſtern ging es um Beamtengehälter. Daß man mit beſonderer
Liebe über dieſen Gegenſtand verhandelt, iſt nicht zu behaupten,
dazu hat St. Bureaukratius ſchon zuviel berechtigte Mißſtimmung
gegen ſich hervorgerufen. Und anfänglich war man ſo ziemlich all
ſeits der Meinung, daß mit der Magiſtratsvorlage etwas zuviel
des Guten geſchehen würde bis auf die Beamten. Aber merk-
würdig, die Stimmung ſchlug recht bald um, ſobald nur erſt ein
mal bei den Sekretärsgehältern Breſche gelegt worden war. Der
Magiſtrat brauchte für dieſe Poſition ſeines Antrages überhaupt
Kichts zu tun, er durfte ſich getroſt auf die Jnkonſequenz der
bürgerlichen Stadtvertreter verlaſſen. Der Etatsausſchuß ſah
keine Notwendigkeit, dieſen Herren, die bis 3700 bezw. 4500 Mk.
verdienten, zuzulegen, wo noch ſo viele mäßig und ſchlecht be
zahlte Stellen vorhanden ſind. Die Mehrheit des Plenums dachte
jedoch anders, weil hier eingeſetzt werden mußte, um nachher den
oberen Beamten auch zulegen zu können. Und das wird kommen,
ſo ſicher die Herren Oberen ſich nicht weigern werden, das Mehr
gebot anzunehmen.

Jn der Debatte über dieſe Gehälter gab es intereſſante Momente.
Herr von Blume, der ſozial und anders angehauchte Profeſſor,
wurde politiſch. Er ſagte, daß die Sozialdemokraten nur etwas
für die Arbeiter und die Lehrer zun wollten, nicht aber auch für
die Beamten. Ein wertvolles Eingeſtändnis, das nur in ſeinem
erſten Teil durch die Unterbeamten ergänzt werden müßte und
das im voraus das Geſchwäz eines demokratiſchen Herrn Borges
widerlegte, der ſpäter ſeine parlamentariſche Bildung zur Schau
ſtellte. Wie ſozial Herr von Blume empfindet, geht daraus her
vor, daß er die angeblich geſtiegenen Löhne der Arbeiter ſelbſt
gefällig in den Vordergrund rückte. Was er ferner über politiſche
Erpreſſung uſw. redete, beweiſt nur, hinter welchen Oefen die
bürgerliche Politik mitunter zu hocken pflegt. Herr Meyer, der
Lehrer, machte einen hübſchen Witz, als er auf die Feſtſtellung
unſerer Genoſſen über das Hausbeſitzertum unter den Beamten
erwiderte, daß dieſe Staatsſtützen Häuſer nur kauften, um zu
ihren Beamtenlaſten auch noch die des Hausbeſitzes auf ſich zu
nehmen!! Herr Meyer iſt nämlich ſelbſt Hausbeſitzer

Bei den Gehältern für die Polizeibeamten kämpfte der Magiſtrat
mit Löwenmut für ſeine Vorlage, handelte es ſich doch um ſeine
liebſten Kinder. Namentlich die Kommiſſare, über die der Volks
mund bekanntlich ſeine eignen Sprichworte hat, wurden ob ihrer
Leiſtungsfähigkeit, Geſetzeskenntnis und Hingabe heftig geprieſen-
Trotzdem ſie ſich organiſiert haben! Und ſie erhielten dann auch
etwas für ihre hochwohllöbliche Tätigkeit. Nicht ſo die
Jnſpektoren, obwohl dieſe erſt wieder am Sonntag wahre Wunder
der Tapferkeit vollbracht haben. Aber es wird ſich ſchon irgend
ein „Dienſtaufwand“ finden, der dieſe zwei Herren wieder in die
Reihe bringt.

Daß das Kollegium für die Erhebung des Fortbildungsſchul
geldes eine ganz rückſtändige und im höchſten Grade un-
vernünftige Maßregel eintrat, ſei nur der Vollſtändigkeit wegen
erwähnt. Nicht umſonſt hatte der Magiſtrat den biederen Hand-
werksmeiſtern es warm unter die Naſe gerieben, daß ſie dieſes
Schulgeld ja „abwälzen“ könnten. Nur zu, ihr Herren, alles auf
die Arbeiter! Die Quittung, die einmal gegeben wird, geſtaltet
ſich dann nur umfangreicher

Zum Schluß gab es denn eine kurze, aber hochbezeichnende
Debatte über Verhältniſſe des Siechenhauſes. Zunächſt die Seel-
ſorge. Unfre Genoſſen beantragten natürlich, daß die dafür qus-
geworfene Summe geſtrichen wurde. Man ſolle den Siechen dafür
lieber Genußmittel kaufen. Darob entrüſtete ſich der evangeliſche
Herr Kühme. Er leiſtete ſich den mäßigen Spaß, die Seelſorge
mit Schweinsknöcheln c. auf eine Stufe geſtellt zu erklären. Von
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unſrer Seite wurde ihm geſagt, daß Schweinsknöchel und Pfann
kuchen entſchieden höher ſtänden. Als dann unſre Genoſſen erheb
liche Zweifel daran äußerten, daß für 47 Pf. pro Tag ein erwachſener
Menſch ausreichend zu verpflegen ſei, wallte es im demokratiſchen
Herzen des Herrn Borges auf. Er beſaß die Unverſchämtheit, die
ehrlichen Bemühungen unſerer Genoſſen für die Siechen als
Mumpitz zu bezeichnen. Daß er dafür vom Vorſteher nur ſanſt
getadelt wurde, ſei nur nebenbei erwähnt. Herr Steckner war
noch nicht ganz über ſeine Wiederkäuertätigkeit, unſre Genoſſen
für „gerichtet' zu erklären, hinweg. Da konnte er ſie doch nicht
gleich zu warm in ſeinen präſidialen Schutz nehmen.

Ein furchtbares Familiendrama wurde am Montag früh
2/29 Uhr in der Parkſtraße aufgedeckt. Die im Hauſe Nr. 18
wohnende Familie Ackermann wurde von Hausbewohnern ent
ſeelt aufgefunden. Die beiden Eheleute, der Vater war ehedem
Bäckermeiſter, ſtanden in den vierziger Jahren der ebenſalls er
ſchoſſene Sohn war 12 Jahre alt. Alle wieſen in der Herzgegend
W iwnden auf, ſie waren mit ihren Sonntagskleidern an
getan.

Der Grund zu der ſchrecklichen Tat iſt in ſchwerer Krankheit
beider Eheleute zu ſuchen. Der Mann litt an einer unheilbaren
Nervenkrankheit, er war bis vor kurzem im Siechenhauſe geweſen,
wo man ihn vorher erſt nach mehrmaligem Verhandeln aufgenommen
hatte. Die Frau litt an einer Herzkrankheit. Die unglücklichen
Eheleute, die auch wirtſchaftlich vom Unglück verſolgt wurden,
hatten vorher an Freunde und Bekannte Schreiben gerichtet, worin
ſie ihren verzweifelten Schritt ankündigten.

Direkte Not dürfte die Familie zwar bisher nicht gelitten haben,
da ſich noch ein Sparkaſſenbuch mit 4,55 Mk. und in dieſem ein
50 Mk. Schein für den 19 jährigen Sohn der gegenwärtig eben-
falls arbeitslos iſt, vorfand. Die Zukunft wird allerdings im
trübſten Lichte vor den Unglücklichen geſtanden haben da außer
einer ſchmalen Rente Einnahmequellen nicht vorhanden waren.

Sechzig Mark Monats, gehalt“ für einen 56jährigen Mann!
Der wegen Untreue bereits vorbeſtrafte 66jährige Kontoriſt
Otto W. war ſeit zwei Jahren bei einer hieſigen Firma in
Stellung geweſen. Er bezog 60 Mk. Gehalt. Gegen
Ende v. beging er eine Unterſchlagung in Verbindung mit
Urkunden Den Anlaß dazu gab ihm nach ſeinem Ge
ſtändnis ein Liebesverhältnis, das er mit einem Dienſtmäd-
chen der Firma angeknüpft hatte. Er wurde ſchließlich flüchtig.
Die Firma iſt durch ihn um 1314 Mt. geſchädigt worden, wovon
aber ſeine Frau 100 Mk., die er ihr geſchickt hatte, zurück-
erſtattet hat. Der Staatsanwalt beankragte gegen ihn ein
Jahr ſechs Monate Zuchthaus. Die Strafkammer erkannte
auf ein Jahr und einen Monat Gefängnis.

Mag der Mann ſonſt getan haben, was er will, ſein Monats
lohn von 60 Mk. wirft jedenfalls ein ganz eigentümliches Licht
e ſie Verhältniſſe im Kaufmanns- oder Privatangeſtell-
enſtande.

Stadttheater. Nach einer Stagnation im dramatiſchen Schaf
fen ſcheint endlich eine Reihe von des Anſehens werten Novitäten
vorhanden zu ſein. Strandkinder, von Sudermann, Tantris, der
Narr, von Ernſt Hardt, Der deutſche König, von Wildenbruch,
ſind in Vorbereitung. Wenn der junge Wein blüht, von Björn-
ſon, hat bereits in vielen Aufführungen das Publikum begeiſtert,
und jetzt am Mittwoch ſteht als bedeutſame Premiere das neue
Luſtſpiel von Hermann Bahr: Das Konzert auf dem Spielplan.
Von der großen Gemeinde der echten Literaturfreunde in Halle

wohl niemand wenn der Plaßt reicht, ſie alle
denn Beſtellungen ſind bereits eingelaufen.

ſag Pien den z a Berlin r P ru ie u eine prachtvolle Rolle aſeine Frau e v (Dr. Jura) und Frl.
Pridcken (Delſine) ebenfalls mit äußerſt dankbaren Aufgaben
betraut. Jene zu letzten Male: Der fliegende Holländer;

reitag, Benefiz Raven: Madame Butterfly (Titelpartie:
lice von Boer, Linkerton: Julius Barré). Hierauf: Verſiegelt.

Sonnabend, einmalige Aufführung: Maria Stuart (Schülerkarten
a 1,10 Mt). Sonntag nachmittag 3 Uhr: FremdenVorſtellung
bei ermäßigten Preiſen Die Königin von Saba.

Böllberg-Wörmlitz, 8. Februar. Die Mitglieder des So-
zial demokratiſchen Vereins halten gleichfalls
heute, Dienstag, ihre Beſprechung im Reſtaurant von Robitzſch,
Böllbergerweg, ab.

Ammendorf, 8. Februar. Jn der Waggonfabrik von
Lindner verunglückte der Schloſſer Steinert dadurch, daß er
mit der linken Hand in eine Maſchine geriet. Um ſich zu befreien,
griff er auch noch mit der rechten Hand zu und quetſchte ſich die-
ſelbe in erheblicher Weiſe. Da der Verunglückte auch noch Wunden
an Bruſt und Armen davontrug, wurde er nach dem Kranken-
hauſe Bergmannstroſt gebracht, wo ihm die rechte Hand amputiert
werden mußte.

Dölau, 8. Februar. Ein Einbruchsdiebſtahl wurde ver
gangene Nacht im Kohlenſchuppen des Konſumvereins unternom-
men. Die Spitzbuben zerſtörten das Schloß und riſſen die Draht
gitter von den Kellerfenſtern ab. Sie ſcheinen jedoch geſtört
worden zu ſein, da nicht viel geſtohlen wurde.

Gerichtsſaal.
Schwurgericht.

Halle a. S., 7. Februar 1910.
eute begann die erſte diesjährige Sitzungsperiode des hieſigen

Schwurgerichts. Die für ſie angeſetzten Verhandlungen werden
vorausſichtlich ſieben Tage in Anſpruch nehmen.

Jn der heutigen Sitzung führte Landgerichtsdirektor Netzbandt
den Vorſitz. Die Anklage vertrat Staatsanwalt Schulze. Ver-
teidiger waren Rechtsanwalt Aronſohn und Juſtizrat Czarnikow.

Verhandlung kamen zwei Strafſachen. Zuerſt wurde der
Reiſende Friedrich M. von hier wegen

Urkur denfälſchung und Betrugs
abgeurteilt.

Der 50 jährige Angeklagte war lange Jahre bis zum Herbſt
1908 in Unterfarnſtedt Landwirt und Pächter der Kalkbrennerei
ſeines Vaters geweſen. Das Brennereigeſchäft bildete ſeinen
Haupterwerb, rentierte aber nicht beſonders. Seit geraumer Zeit
befand er ſich fortgeſetzt in Zahlungsſchwierigkeiten. Seinen An-
gaben nach hatte er häufigen Verluſt durch Fallen von Pferden.
Während ſich die Einnahmen ſtetig verringert hätten, ſeien die
Arbeitslöhne immer höher, die Kohlen immer teurer geworden.
Nach dem Zeugnis des Ortspfarrers war M. ein ſolider, ordent-
licher Menſch und bemühte ſich mit großem Fleiß und Eifer, aus
ſeinen Zahlnungsſchwierigkeiten heraus zu kommen. Jm Jahre 1907
wurde er von einem Pferdehändler in Sangerhauſen wegen einer
Schuld von 7000 Mark verklagt. Es kam zur Pfändung, und die
Zwangsverſteigerung der gepfändeten Sachen ſtand nahe bevor.
Jn ſeiner Not verfiel der Gedrangſalte auf die große Dummheit,
wie er ſelbſt vor Gericht ſeine Handlung nannte, ein Sparkaſſen-
buch zu fälſchen. Mit großem Geſchick wußte er durch Radierungen

n 4 un
und allerlei Aenderungen ein Guthaben von 680,25 Mk. herzuſtellen.

während in Wahrheit nur noch der beſcheidene Reſt von 8,75 Mk.
abzuheben war. Mit dem gefälſchten Buche fuhr er am 21. Januar 1
nach Eisleben zum Bankier Guſtav Heilbrunn, der ihm frühereinmal auf die Bitte um ein Darlehen den Veſcheid eben hatte,
auf ein Sparkaſſenbuch oder ein ähnliches Pfand könne er Geld
bekommen. Zunächſt ließ ſich M. 500 Mark auf das Buch leihen,
am 31. Januar noch 100 und am 9. Februar noch 80 Mk. Neben
der Verpfändung des Buches ſtellte er noch Wechſel aus. Erſt
als die Einlöſung des erſten Wechſels unterblieb, entdeckte der
Bankier die in dem Buche vorgenommenen Fälſchungen. M. mußte
im Herbſt 1908 die Brennerei aufgeben und zog nach Halle, wo
er Reiſender wurde. Sein Verdienſt iſt aber, wie er klagte, ſehr
kümmerlich. Wegen einiger geringfügiger Betrugsfälle, die er
gleichfalls in jener Zeit der Not begangen hat, iſt er inzwiſchen
zu 14 Tagen Gefängnis verurteilt worden. Für die Fälſchung des
Sparkaſſenbuches erhielt er vom Schwurgericht unter Zubilligung
mildernder Umſtände vier Monate Gefängnis. Dem geſchädigten
Bankier hat er bisher 20 Mk. zurückgezahlt.

Die zweite Verhandlung richtete ſich gegen den 27 jährigen
Arbeiter Karl Rixrath von hier wegen

Straßenraubes.
Auch dieſer Fall lag nicht beſonders ſchwer. Am 5. Dezember

gegen 6 Uhr abends ging die Fran eines hieſigen Kaufmanns
durch die Ulrichſtraße, als plötzlich ein Mann au ſie herantrat,
ihr die Handtaſche entriß und eiligſt damit entfloh. Er wurde
aber bald eingeholt. Jn der geraubten Taſche befand ſich kein
Geld und überhaupt nichts Wertvolles. Rixrath gab vor Gericht
an, er ſei mit ſeiner Familie in große Not geraten, weil er lange
krank und arbeitslos geweſen ſei. An jenem Abend ſei er ſehr
bedrückt durch die Ulrichſtraße gegangen und bei dem Anblick der
Dame auf den „dummen“ Gedanken gekommen. „Gedanke und
Tat war eins.“ Uebrigens iſt in der Ulrichſtraße am 1. De-
zember v. J. ein völlig gleicher Raubanfall vorgekommen, ohne
daß es damals gelang, den Täter zu ſtellen. Die Staatsanwalt
vermutet auch in dieſem Falle Rixrath als den Schuldigen. Auch
in anderen Städten iſt in letzter Zeit mehrfach über derartige
Entreißungen von Damenhandtaſchen geklagt worden. Unter Zu
billigung mildernder Umſtände wurde zu dem geringſten
für Straßenraub geſetzlich zuläſſigen Strafmaße von einem Jahre
Gefängnis verurteilt.

Aus den Nacbbarkreiſen.
Gelbra, 8. Februar. Dies Kind, kein Engel iß ſo

rein Recht eigenartige Bedingungen werden von einem
hieſigen Knappſchaftsälteſten geſtern wenn bedürftige Witwen um
eine Unterſtützung bei demſelben einkommen. So deutete derſelbe
vorige Woche einer hier wohnenden Witwe an, daß Sie die
Unterſtützung gleich mitnehmen könnte, wenn ſie ſich ihm zur
Verfügung ſtellte. Und da behauptet man immer noch, die Be
amten der Gewerkſchaft ſeien alles wahre Muſtermenſchen.

Helbra, 8. Februar. Neue Klaſſenkämpfer. Die am
Sonntag hier ſtattgefundene Verſammlung, zu der die Genoſſin
Jeege- Rixdorf das Referat übernommen hatte, war ſehr ſtark
beſucht. Der Saal war bis auf den letzten Platz gefüllt. Die
Genoſſin ſprach vortrefflich über das Thema: „Der Arbeiter im
politiſchen Kampfe“. Auch das elende Dreiklaſſenwahlrecht, das
nach der Regierungsvorlage noch verſchlechtert werden ſoll, wurde
von der Genoſſin in gebührender Weiſe gebrandmarkt. Nach
Schluß der Verſammlung würden wieder etwa 50 neue Mit-
glieder der Partei zugeführt, auch einige Abonnenten
fürs Volksblatt wurden neu gewonnen. Weiter ſo!

Hettſtedt, 8. Febr. Ein eigenartiges Verſteck. Jn der

Kein Feuer, keine Kohle
kann brennen s0 heiss

—r77777

7 777777r

und noch dazu so fein schmecken
und so lieblich duften, wie eine

Eckstein-Cigarette,
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r
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Eckstein's 2 D 0 Cigaretten
von M. Eckstein Söhne Presden.

10 Stock 20 Pg. Zu naben in Cigarrenhandlungen.

Wipper bei der Karlsmühle machten einige Knaben einen merk-

Fürsten Welt MachtS
Ado Sein Bristol fleur de Kios pſg.

Türk. Tabak- Ggaretten- Fabrik „Kios“ o E. Robert Böhme, Dresden,
Lieferant der frangösischen Tabak- Regie

S Eine ganze Armee
Kinder iſt großgezogen mitan ndenn derſelbe iſt ſehr wohl

ſchmeckend, beſitzt höchſten Nähr
wert, beförd. d. Körperzunghme,
ſtärkt den Knochenbau, verhin
dert die Kinderkrankheiten als
Rhachitis, Skrophuloſe 2c., da er
die Beſtandteile einer guten Kuh
milch mit den der ermil
eigenen Da yrſalzen und Phos
phaten vereint.

Zu haben in Tüten u. Paketen
à 10, 20, 30 u. 60 Pfg. in den

Apotheken, Drogerien, Kolonialwaren-Handlungen und in den
durch Plakate kenntlichen Verkaufsſtellen. w

Wer sich selbst rasiert Viel Geld prokfitiert!
h

e 10600800
S S W n Ceutei un annerr giebt es, dieſich gerne

ſelbſt raſieren

J r möchten, umeder Gefahr wegen Anſfteckung von Haukraukheiten aus demen t. ehe entſchloſſen, um das Scibſtegſeren allgemein
zu machen, in den nächſten 3 Monaten mehrere 1000 Sicherheitsra
„Mobil“ zu dem erſtaunlich billigen Reklamepreiſe von nur 2 Mk. per
Stück in feinem Etui mit Golödruck an Jedermann abzugeben. (Bei Vorausſendung
des Betrages ſind 20 Pfg für Porto mitzuſenden, Nachnahme koſtet 20 Pfg. mehr).
Das Meſſer iſt mit Schutze Vorrichtung verſehen, die ein Schneiden unmöglich
macht, wir garantieren für 5 Jahre Schneidfähigkeit und nehmen jedes Meſſer,
das nicht gefällt nach 30 Tagen retour. Vollſt e Raſierg
No. 2, echt Eiche fein poliert, mit Sicherheit Raſiermeſſer, Pinſel, Napſ, Seife

und Streichriemen, pro Stück 5.75 Mk., Porto extra.
HauptKatalog mit ca. 4000 Gegenſtänden über Solinger Stahlwaren,
Küchengeräte, Gold, Silber- und Lederrwaren. Uhren, Pfeifen, Muſikwerken,

Spielwaren ete. gratis und ſranko an Jedermann.

Marcus S hammesfahr, Wald-Solingen

Aranarcduen, 1a. faſt
heuberiehen von Gummiwatren

bei Rud. Lange, Ammendorf

Hämorrhoiden!
Magenleiden!
Hautausschläge!

Kostenlos teile ich auf Wunsch
jedem, welcher an Magen-, Ver-
dauungs- und Stuhlbeschwerden,
Slutstockungen, sowie an Nämor-
rhoiden, Flechten, Beine,Eniainaungon etc. leidet, mit, wie
zahlreiche Patienten, die oft jahre-
lang mit solchen Leiden b et
waren, von diesen

Brieflich
lehrt die Deutſche Grammatik mit
ausgezeichnetem Erfolge Sprach-
lehrer Toussaint- Verlin,

nuensir. 185. erlange Prospekt.u w Kranksensehwester KI
Arbe ts n ark t t Wiesbaden, WValkmühlstrasge

Wer Stellung ſucht
verlange die Deutſche

Vakanzenpoſt“ Eßlingen 156. z. verk.
Guterh. Sofa, Kinderwagen bill.es othansNehlitz 473.

Erstoen Ghauffeurschule Mainz,
àitestes institut der Welt. Kostenl. Stellonnachweia
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Ein entſetzlicher Unglücksfall
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Trotzdem die W ſchien, tig die Temperatur nur um 8 Grad.
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Jns ver gerannt.London, 7. Februar. And Neuyork wird telegraphiertNach einer Meldung aus in Arizona ereignete ſich dortein furchtbares Wwredtunelt Ein Auto mit en Jnſaſſen
hr auf einem vatwege en unmittelbarer Nähe ſich einteinbruch befindet. der ung der Steinbrecher, daßeben eine de mit Zeitzünder gelegt ſei, fuhr der

Chauffeur weiter, und i an der Dynamitladung vorbei. Dieſe

explodierte in demſelben Augenblicke. le ſieben Jnſaffen wur
den getötet, das Automobil wurde vollſtändig zertrümmert.

Erdbeben.
Wien, 7. ruar. Jm Semmeringgebiet hat i früh inverſchiedenen rten um 7 Uhr 41 Minuten ein heftiges, von

donnerähnlichem unterirdiſchen Getöſe degleitetes Erdbeben ſtatt

a r e t
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m werden bei em Fall aus deriter wurde beſchſo W. erWeg riei aufzunehmen, ba er verſprochen

ne 3 ben dtslenten, die organiſi ni d u verk tiebren, wenn es Geichi Woche iſt. Na
dem noch einige inlerne Vereinsan pel- geben und n
fleißige Benußung der Biblivpthek hingewieſen wurde, erfolgte
Schluß der ſehr intereſſanten Verſammlung.

Bockwitz. Kartellbericht. Die erſte Sitzung im neuen
Jahre dann mit der Einführung der neugewählten de
Vas weitere Beilegen der r lage wurde abgelweil dieſelbe von den Kolle rn ſehr wenig begehrt wird. Ue L

den Vorſtands und den Bericht über die Bibliothek wurde S
diskutiert, beſonders über die zu geringe Benutzung der Bidliot
Beim Kaſſenbericht wurde ſcharf gerügt, das die Velege der
nahme vom Volksfeſt noch nicht ſämtlich vorhanden waren.vorgelegte Rechnung des Kaſſierers wurde geprüft und für rig

befunden, worauf dem a Entlaſtung erteilt wurde. Na
Neuwahl des Geſamtvorſtandes wurde angeregt, Schritte zur Er
höhung des ortsüblichen Tagelohnes zu unternehmen, ferner wurde
die Gewerbegerichts- Angelegenheit nochmals erwähnt.

gefunden.

Budapeſt, 7. Februar.

Franz J

einem Meſſer gedroht hätte.
iſt eingeleitet.

Kiel, 8. Febr.
verurteilte

Die II

Roſenblüth 500 wit. Geldſtrafe
immer ſo milde ausfallen,
Beſtechungsſyſtem ſchon.

Naté, der ſofort ſeinen
erſtach. Der Gendarm behanptet, daß de

Vom Gendarm erwordet.
Jn Marmaros

k. Geldſtrafe.

beantragt.

nuar

ſetzt werden.

Verſammlungsberichte.
Sozialdemokratiſcher Verein. Am 22. Ja

nd eine gut beſuchte Verſammlung ſtatt.
Vortrag mußte wegen Nichter ſcheinen des Genoſſen Thiele ausge

Genoſſe Friedemann gab den Bericht von der Ge

Sziget hänſelte ein
rumäniſ e Bauer, der angeheitert é Weges kam, den Gendarm

Säbrl zog und den Bauer
r Bauer ihm auch mit

Die Unterſuchung über den Vorfall

i K Co.Strafkammer des Landgerichts Kielrankenthal wegen fortgeſehter Beſtechung des in
viſchen torbenen Werftbetriebsſekret Naumann zu 300ſch Werftb bsſekretärs N Mk.Geld ſtrafe und den mitangeklagten Roſenblüth

l wegen ſeiner Mittäterſchaft zu 150 Der Staats-
anwalt hatte bei Frankenthal 6 Monate Gefängnis und bei

Wenn die Urteile
dann lohnt ſich das Frankenthalſche

Der angeſetzte

Konſtantinopel,

zulaſſen werden und

gewahrt werden.

Modebericht! Wir machen

energiſche Maßregeln durchzuſetzen geſonnen ſind.
definitiven Löſung der Kretafrage ſollen die Rechte der Türkei

geboten. koſtenlos Einblicke in die neueſte L

Cetzte Nachrichten und Depeſchen.

Die Mächte zur Kretafrage.

8. Februar.
Schutzmächte überreichten geſtern der Pforte eine Note, in wel
cher mitgeteilt wird, daß die Mächte die Entſendung von Depu
tierten von Kreta zur griechiſchen Nationalverſammlung nicht

Die Botſchafter der

nötigenfalls ihren Willen durch
Bei der

Die heutige Nummer umfaßt 10 Seiten.

Notix.
die geſchätzten Leſer darauf auf

merkſam, das die weltbekannte Tuchfabrik Lehmann u. Aßmy in
Spremberg S ihre reichhaltige Muſterkollektion für n und
Damen ſofort frei verſendet und iſt ſomit Jedermann Gelegenheit

dode zu nehmen. Ein
Propel legt der unſeres Blattes bei.

Es iſt ein Skandal,
wenn gewiſſenloſe Händler immer wieder künſtliche Erſatzmittel als beſſer und wertwoller als das gute. reine Naturprodukt
anpreiſen.
Qualität viel billiger, oder auch das reine gute Naturprodukt nur wenige Pfennige höher bezahlt,

Man vermeide derartige Kunſthandlungen.
Reines Schweineſchmalz
Feinſte Pflanzen TafelMargarine
KunfſtHonig, Zenendorig und Zucker
Palm- Butter

7 l 7 l 9

7 4 7

Pfund 70 Pfg.
Pfund 76 Pfg.
Pfund 22 Pfg.
Pfund 54 Pfg.

Schönklingende Namen ſollen darüber täuſchen, daß man in reellen Geſchäften derartige Nahrungsmittel in beſſerer

H. Krauſe.
Möbeltrangsporte beſ. s

Fr. ohrondt, r er:s Erios, Streiberſtraße 29.
Räumfuhren nimmt anh Weihmann, Bernhardyſtr. 35.

Kndervegen in bein kute

n ort m treter heit
v. Fritz Brusbacher, Arzt i. Zürich

Preis 30 Pfg.
Zu beziehen durch die

Volxsbnehkhanälung.
Harz 42/43.,

Jrauerhüte

in ſtets ſortiert.Lager.Clara leissner,
Lindenſtraße 53.

2

Waſ chgefäße,
dauerhaft und Auswahl. Böttcherei Scleeee I.

Lumpen, Knochen Pppier, altes
Eiſen kauft und holt

e Khlachtetert
Marie Röttecher,

Triftſtr. 2.
Jeden Mittwoch

Schlachtefest.
Reinhold Weilhmann,

Bernhardysirasse 55.

W 7 Mittwoch,
80 3n etest.Früh 8 Uhr: Wellfleiſch.Otto Becker. Kröllwitz.

ans Schlachtefest.
Rot und Leberwurſt 1.05

Schwartenwurſt 95 5 Rabatt.A. Klepeig, Leber 18.
Carl Scohade, Krauſenſtr. 15.

Parteiſchriften wer

Standesamtliche Nachrichten.

Halle-Süd (Steinweg),7
Aufgeboten:

und Helene
und Beeſenerſtraße 17). Brief-
träger Sander und Elſa Meyer

Schanſpieler T.
Lonheim und G. Meſſerſchmidt

(Halle u. Diemitz.
Lindau). Landwirt Weißbart u.

M. Probſt
Stangerode).

Geboren: Artiſten Pandel S.
(Glauchaerſtraße 33).
Rudolph T. (Pfännerhöhe 4).
Monteur Gutſche T. Turmſtr.155).

Februar.
Muſiker Dreyer

Gadau Göbbenbüren

(Mühlgrund und

Rektor

Gärtner Linke S. (Huttenſtr. 18).
Arbeiter Frohne T. (Ludwig-3 41). rbeiter Kohl S
(Fo prergraße 41). EiſendreherVehr Dieskauerſtraße 7).
Schloſſer Zappe S. (Am Kirchtor 26). Rangiermeiſter Herbſt
S. (Herbart r 2). Fleiſcher
Quandt T. (Jakobſtr. Milchhändler Schwent e S. (Beeſener ber

ſtraße 150). MüllerMeßgehi(Spitze 21). boehit

Maurer Meiſel aus
Thaldorf, 50 J. (Klinik). Poſtſchaffners Weilert S.
Lauchſtädterſtraße 6). Ardeiters
Gärtner aus Dieskau S., totgeb.(Klinik). Zuſchneider Hanuch, S

r 2). Frida r22 J. Glauchaerſtr. 64). itwe

totgebsren K

Obſt geb. Baniſch, 77 J.
eine aſſe 9). rbeitersHoßbach ne (dſtraße 2).

KalleRord (Gr. Brunnenſtr. 3a).
7. Februar.

Geboren: Straßenbahe rere ner Seidel

enkl
eich geb. örgel, (Wittkindſtrſe 29 it e

nP Wegyweiser für
Erscheint wöchentlich dreimal,

—l: a

Betttodern, Betten

GFM. aum er urBurkhardt, r Marterstr. 17.
Rob. Steinmetz, Leipzigerstr. 8.

Böttoherwaren

Otto Ehert, Streiberstr. 28.

Richard S S e
Ju meerstr. 4.
Carl Barieh, Nikolaistr. 6.
Alfr.ver T Gr. Ulrichstr. 46.

er erstr. 64.
Herm. Lincke, Alter Markt 31.
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2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 33

Verband der Bauhbilfsarbeiter
Deutſchlands.

In deinen Soake ded Voineg Leipzig, 7. Februar.
m en Saale uſes begann heute vormittag derelfte Verbandstag des Zentral-Verbandes der bangewerblichen

Hilfsarbeiter Deutſchlands. Anweſend ſind 85 Delegierte, 15 Gau
leiter, 4 Vertreter des Vorſtandes und je einer des Ausſchuſſes
und der Redaktion des Bauhilfsarbeiters. Die öſterreichiſche Bruder
organiſation hat Klan da Wien als Vertreter entſandt. Reinecke
Leipzig heißt die Delegierten namens der Leipziger Kollegen herz
lich willkommen. Er erinnert dabei an die Bedeutung Leipzigs
in der Arbeiterbewegung, und ſpricht die Hoffnung auf die
ſchmelzung aus, um dann gemeinſchaftlich gegen die Unternehmer
heben Vorſthender Behrendt Hamburg füh

erbands Vorſitzender Behrendt Hamburg führte in ſeiner
Eröffnungsrede aus: Fünf Jahre ſind verfloſſen, ſeit wir zum
letzten Male in Leipzig tagten. Dieſe fünf Jahre ſind an der
Organiſation und an den Perſonen nicht ſpurlos vorübergegangen.Unſere Organiſation hat in dieſer Zeit Fortſchritte gemacht unſere

Hoffnungen wurden erfüllt. Auf dem Verbandstag in Leipzig

iſe kam und brachte uns einen erheblichen Mitgliederſchwund.
eute können wir aber konſtatieren, daß unſere Organiſation den
iefſtand überwunden hat. Die Zahl unſerer Mitglieder ging in

den letzten Quartalen ſtark empor, ſie betrug am Ende des
8. Quartals 1909 68 000. Auf dem Verbandstag in Leipzig
wurde uns von dem Vertreter der Maurer geſagt, wenn die
Notwendigkeit einer Verſchmelzung vorliegt, dann bieten wir die
Hand zur Verſchmelzung. Es wurde aber bezweifelt, daß dieſe
Notwendigkeit vorhanden ſei. Heute wiſſen wir aber, daß dieſe
Notwendigkeit des Zuſammenſchluſſes ſchon damals vorlag. Und
es wäre nur gut geweſen, wenn der Zuſammenſchluß ſchon vor
Jahren ſtattgefunden hätte. (Zuſtimmung.) Wir mußten imvergangenen Vahre alles tun, um Verſchlechterungen der Lohn

und Arbeitsverhältniſſe unſerer Kollegen hintenanzuhalten. Die
Arbeiterorganiſation hat ſich in den letzten Jahren geſtärkt. Sie

ill nun den Entſcheidungskampf über das Herr-im-Hauſe-Sein
erbeiführen. Das iſt der zweite Grund, das wir den Verbands

tag jetzt ſchon einberiefen. Wir werden in den nächſten Tagen
darüber zu beraten haben, welche Wege wir einſchlagen müſſen,
daß den Unternehmern ihr Plan nicht gelingt.

Der Verbandstag konſtituiert ſich dann. Als Vorſitzende werden
Behrendt-Hamburg, Mäcke lmann- München und Fiſcher-
Mannheim ernannt, denen ſechs Schriftführer zur Seite ſtehen.
Die vorgeſehene Tagesordnung und die Geſchäftsordnung werden
beſtätigt. Die Verhandlungen finden von 9 bis 1 Uhr und von
3 bis 7 Uhr ſtatt. Nach der Einſetzung einer Statutenberatungs
und Mandats Prüfungskommiſſion erſtattete Behrendt-Ham-
burg den

Geſchäftsbericht.

Redner verweiſt auf den gedruckt vorliegenden Bericht. Jn
dieſem wird mit Freuden konſtatiert, daß das verſloſſene Jahr
einen, wenn auch noch geringen, Aufſchwung im Bau

ewerbe brachte. „Der Tiefpunkt der Kriſe im Baugewerbe
n. ſo wird in dem Berichte angeführt mit der erſten

e des verfloſſenen Fohres als überſchritten gelten. Die
weite Hälfte galt der Erholung und Wiederkräftigung.
as Jahr 1910 gilt dem Aufſchwung.“
An Lohn bewegungen war das Berichtsjahr trotz der Tarif

abſchlüſſe in den Jahren 1907 und 1908 ſehr reich. Doch waren
es in der Hauptſache nur kleine, unbedeutende Bewegungen, bei
denen meiſtens nur eine geringe Perſonenzahl in Betracht kam.
Dort, wo es ſich um eine Abwehr handelte, waren es meiſtens
Fälle, in dem Verſuche der Unternehmer, den Tarif zu durch-brechen, zurückgewieſen werden mußten.

Den Kaſſenbericht gab Brondmohr- Hamburg. Es ſei
nicht möglich, einen Bericht über das ganze verfloſſene Jahr zu

eben, da eine Reihe Filialen noch nicht abgerechnet hätten. DieLibre nung erſtreckt ſich daher nur über die erſten drei Quartale.

An Mitgliederbeiträgen wurden 680397,53 Mk. eingenommen.
Aus den Ausgaben ſeien hervorgehoben Streikunterſtützung
491 326,43 Mk., Streikunterſtützung an andere Branchen 17 500 Mk.,
Maßregelungsuuterſtützung 9671,25 Mk. Rechtsſchutzunterſtützung
7479,16 Mk., Reiſeunterſtützung 6801 Mk., Umzuasunterſtützung
5664,99 Mk., Krankenunterſtützung 98829,73 Mk., Sterbeunter
ſtützung 22697,80 Mk., Agitation 65 252,59 Mk., für das Ver-bandsorgan 48265 Mk. Der Kaſſenbeſtand betrug Ende des
3. Huartals 898271.26 Mk.

Den Bericht der Redaktion gab Röske Hamburg. Er glaubt,
ſeine Pflicht und Schuldigkeit getan zu haben. Die Zeitung habe
er im Intereſſe und im Geiſte der modernen Arbeiterbewegung
redigiDie Diskuſſion über die Berichte eröffnete Bremberger-
Bremen, der eine Beſchwerde eines dortigen Kollegen, Kraft,
gegen ſeinen Ausſchluß beſprach. Er plädiert für Wiederaufnahme
des Kollegen.

Bruns Wilhelmshaven wendet ſich gegen die Wiederaufnahme
Krafts und führt hierfür gewichtige Gründe an.

Hoffmann-Bunzlau klagt darüber, daß Verbände, mit denen
die Bauarbeiter einen Kartellvertrag abgeſchloſſen haben, dieſen
nicht immer einhielten. Mit der Führung der Redaktion iſt
Redner zufrieden, er wendet ſich aber gegen eine Entſcheidung
des Ausſchuſſes in einer Beſchwerdeſache.

Zeiſig- Hamburg beſpricht die Affäre Roche. Einen Teil von
dem, was Roche in ſeiner Broſchüre gebracht habe, unterſchreibe
er. (Pfuirufe.) Jawohl, einzelne Handlungen, die Roche erwähnte,
ind vorgekommen. Zeiſig erörterte dann noch die Sache Peters,
je ſchon den vorigen Verbandstag in Köln beſchäftigt hat. Gegen

Peters, der Gauleiter des Verbandes war, wurde damals von
Zeiſig der Vorwurf des Streikbruchs erhoben. Dieſer Streikbruch
konnte von Zeiſig in Köln nicht klipp und klar nachgewieſen wer-
den, Peters wurde gezwungen, Zei ig zu verklagen und erzwang
auch eine Verurteilung Zeiſigs. Jm Laufe des Vorjahres brachte

iſig Schriftſtücke bei die er nun auch dem Verbandstage
unterbreitete die ſeine Behauptungen bewieſen. Peters wurde
daraufhin vom Vorſtand zur Rechenſchaft aufgefordert, er ant
er mit r T Amtes, gab aber damitie Berechtigung des Vorwurfes zu.hen s Kein polemiſiert gegen Zeiſig. Dieſer habe doch ſchon

früher als Hilfsarbeiter beim Hauptvorſtand Gelegenheit gehabt,
ſeine Vorwürfe gegen Peters dem Vorſtand zu unterbreiten. Gu
ruf bei Zeiſig: getan worden Mit der Haltung des Ver-
bandsorgans im letzten Jahre iſt Redner nicht einverſtanden. Er hat
beſonders eine klare Stellungnahme zur Finanzreform ver-
mißt. Bei dieſer er ätte die Stellung der Chriſtlichen
friti leuchtet werden müſſen.e e remen: Es ſ. am beſten, wenn wir über die
Affäre Reg nicht ſprechen, damit geben wir Roche die größte

ige. Leider gibt es in den einzelnen Filialen noch mehr

e F n e Je die die Organiſation ungeheuer ſchädigen.
K ger Leipzig verteidigt das Verhalten der Leipziger Kollegen

in ver Äffäre ehe r e Zeiſigs gegen den Haupt
üßten von dieſem aufge werden.e n Reihe weiterer Redner beſchäftigen ſich noch mit

ven Affaren Roche und Peters. Die ganze Debatte litt dadurch,

Halle a. S., Mittwoch den 9. Februar 1910 21. Jahrg.

wurde doch auf den Geſchäftsbericht ſelbſt ſehr wenig eingegangen,
oder meiſt nur unweſentliche Sachen vorgetragen. Fröhlich
Köln klagte über mangelndes Intereſſe und geringe Pflichterfüllung
der Mitglieder. Auf Zeiſig treffe dies auch zu. Dieſer müſſe
erklären, welche Punkte der Rocheſchen Broſchüre richtig ſeien.
Er halte die ganz Broſchüre für falſch. Der r habe
dadurch gefehlt, daß er Roche wieder anſtellte, trotzdem ſeinemoraliſche Wiinderwertigkeit längſt feſtſiand. HüffmeierHam
burg ſpricht im Auſtrage ſeiner Filiale den Wunſch aus, daß der
Rechtsſchutz, den Peters in ſeiner Klage gegen Zeiſig vom Haupt
vorſtand erhielt, nun Zeiſig der die Unkoſten zahlen mußte
gewährt wird. (BZuſtimmung.) Peters habe mit vollem Gewiſſen
die Kollegen und den letzten Verbandstag belogen und den Kol
legen Zeiſig in ſchweres Unrecht geſetzt. Vorſtandsmitglied
Töpfer erklärt, er ſehe ein, daß er der Organiſation damit einen
ſchlechten Dienſt geleiſtet habe, daß er früher für Roche eingetreten
und ihn unterſtützt habe.

Die Verhandlungen werden vertagt.

Verbandstag d. Maurer Deutschlands.
Kr. Leipzig, 7. Februar 1910.

Heute trat im Volkshauſe der elfte Verbandstag der Maurer
zuſammen. Er iſt von 267 Delegierten, Vorſtandsmitgliedern
und Gaubeamten beſucht. Der Zimmererverband hat die Genoſſen
Schrader und Laue, der Verband der Jſolierer und Stein
holzleger die Genoſſen Lange und Brinke als Vertreter geſandt.
Auch die Bruderorganiſationen Frankreichs, Jtaliens, Oeſtreichs,
der Schweiz, Belgiens und Hollands ſind vertreten.

Vom Leipziger Lokalkomitee begrüßte Buſch die Delegierten.
Er betonte dabei, daß die Leipziger Kollegenſchaft umſo ſtolzer auf
die Ehre ſei, den Verbandstag bei ſich zu beherbergen, da ſie von
der hohen Bedeutung dieſer Tagung überzeugt war. Wie die Leip
a Kollegen immer für einen feſten Zuſammenſchluß eingetreten
eien, würden ſie auch bei der weiteren Se nn mitarbeiten.

Darauf eröffnet Bömelburg den Verbandstag, er wünſcht,
daß er die Taten vollbringen möge, die ihm einen würdigen Platz in
der Maurerbewegung einräumen. Er weiſt dann auf die Be
deutung Leipzigs für die deutſche Arbeiterbewegung im all
gemeinen und für die Maurer im beſonderen hin und rühmt den
Leipziger Kollegen nach, daß ſie ſich vor allen anderen durch ihre
Opferfreudigkeit und als Muſter aller Korrektheit und Diſziplin
ausgezeichnet haben.

Zu Vorſitzenden des Verbandstages werden dann Bömelburg-
Hamburg, Jacob- Leipzig und Silberſchmidt- Berlin und
außerdem ſechs Schriftführer gewählt. Für die Beratung des
Statuts für den neu zu bildenden Bauarbeiterverband ſoll eine
Kommiſſion von 20 Mann eingeſetzt werden, für die die Maurer
zehn Mann zu wählen haben.

Darauf erſtattet Verbandsvorſitzender Bömelburg den

Vorſtandsbericht. vEr gedenkt preh der Toten des Verbandes. Leider blieb auch
der Vorſtand von Sterbefällen nicht verſchont, wodurch ſich große
Verſchiebungen in ihm notwendig machten. Der Redner zeigt
dann, in welcher Weiſe der Vorſtand die Beſchlüſſe des letzten
Verbandstages durchgeführt hat. Da ſind beſonders die nötigen
Schritte getan, um ein Verbandshaus in Hamburg zu ſchaffen.
Es iſt für 128000 Mark ein Bauplatz gekauft worden. Der Bau
ſoll in eigene Regie genommen werden. (Bravo!) Mit anderen
als Maurerarbeiten ſollen nur ſolche Unternehmer beauftragt wer
den, die von den fraglichen Organiſationen empfohlen werden.

Jm Jahre 1909 ſind Statiſtiken aufgenommen worden, um denUmfang der Arbeitsloſigkeit ſeſtznſtellen Das Ergebnis
ergab ein erſchreckendes Bild von der Wirkung der Kriſe. Von
den Mitgliedern des Verbandes waren im

anuar 1909 632,67 Prozent
ebruar 1909 62,46 v
ärz 1909 21arbeitslos. Auch in den Sommermonaten betrug die Arbeits-

loſigkeit in den Großſtädten immer noch zirka 20 Prozent. Sie
ſtieg dann ſchon im November auf 23,11 Prozent und im Dezember
auf 29,08 Prozent. Für die begeiſterten Anhänger einer Arbeits
loſenunterſtützung ſind dieſe Zahlen nicht verlockend. Es würde
ſich hier um ganz ungeheure Summen handeln. Bei 60 Prozent
der Arbeitsloſen hatte die Arbeitsloſigkeit ihre Urſache in dem
herrſchenden Arbeitsmangel.

Die Kriſe hat natürlich auch auf den h r
eingewirkt. Jn den Jahren 1904 bis 1906 betrug der Mitglieder-
uwachs je 27 000, im Jahre 1907 aber bloß 9000, ſo daß damit
er höchſte Stand von 192 000 Mitgliedern erreicht wurde. 1908

ging es aber wieder abwärts. V den einzelnen Quartalen 1908
war der Mitgliederſtand um die folgenden Zahlen niedriger als im
entſprechenden Quartal 1907: 1. Quartal 10000, 2. Quartal 21 000,
3. Quartal 21 000, 4. Quartal 17000. Daß an dieſem Rückgang
nur die Kriſis ſchuld war, zeigt ſich daran, daß die Mitgliederzahl
dort ſtabil blieb, wo die Kriſe geringen Einfluß hatte. Jm Jahre
1909 iſt es dann allgemein aufwärts gegangen, und ſo kann jetzt
eſagt werden, daß der Verband die Kriſe gut über-
tanden hat.
Noch 1908 hatte er einen Kaſſenüberſchuß von einer Million

Mark, der allerdings 1909 wegen der gewaltigen Kämpfe auf
450 000 Mk. zurückging.

n den Einnahmen zeigt ſich vor allem ſchon ein um
12 600 Mk. höheres Eintrittsgeld im Jahre 1909 gegen 1908. Das
beweiſt das ſtarke Anwachſen der Mitgliederzahl im letzten Jahre.
Auch die Einnahmen aus Mitgliederbeiträgen erhöhten ſich um
136 600 Mk. Für Streiks wurden 972000 Mk. ausgegeben.
Die Krankenunterſt d u Ausgaben; ſieſtiegen von 81 Pf. im Jahre 1904 auf 2,29 Mk. 1908 und 2,27 Mk.
1909 für das Mitglied, und im ganzen wurden dafür in den letzten
beiden Jahren je 400 000 Mk. ausgegeben.

Lohnbewegungen wurden 1909 426 geführt, die 4759
Unternehmer und 524434 Geſellen betrafen. Davon wurden
erledigt: 180 Fälle durch Verhandlungen, 25, Fälle durch ſtill
ſchweigende Bewilligung, 60 Fälle durch Zurückziehung der Forde
rungen, 164 Fälle durch Arbeitseinſtellung. Von dieſen Lohn-
bewegungen hatten 162 vollen Erfolg, 166 teilweiſen Erfolg, 101
keinen Erfolg. Lohnerhöhung wurde für 39 987 Perſonen, Arbeits
eitverkürzung für 4451 Perſonen erzielt. 214 Tarifverträge wurben abgeſchioſ en. Die Lohnbewegungen ſind zurückgegangen, aber

wenn wir alle Hemmniſſe berückſichtigen, können wir ſagen, daß
das Jahr 1909 nicht nur gewaltige ſondern auch erfolgreicheLohndewegungen gebracht hat. Die Kriſe war ſo ſtark wie kaum
eine zuvor, und wenn es gelang, im Baugewerbe Lohnreduzie
gen zu verhindern, ſo iſt das ein großer Erfolg der Organi
ation.

Die Kollegen Marks Hamburg und Daehne- Berlin geben
dann den Bericht der Reviſoren und des Ausſchuſſes;
ſie ſind mehr interner Natur.
Den Bericht der Redaktion des L Winnig-

Hamburg. Aus dem ſchon erwähnten Grunde mußte die Redak
tion anders, und zwar durch Winnig und Ellinger, beſetzt werden.

us den ſehr eingehenden Ausführungen, in denen namentlich
Wünſche an die Berichterſtatter geäußert wurden, heben wir fol
gendes hervor Die wplalpogtuchen Artikel müßten etwos zurück
kreten, ein Mangel, der aber durch die gute Verbreitung der
Parteipreſſe wieder heut wird. Es iſt Klage darüber geführt
worden, daß die wirtſchaftliche Ueberſicht von einem Schriftſteller

verfaßt wird, der nicht Parteimitglied iſt. Wir verurteilen den
Schritt, durch den ſich Calwer außerhalb der Partei ſtellte,
per uns aber trotzdem nach mehrſachen Erörterungen nicht ent
chließen können, auf den Abdruck der wirtſchaftlichen Berichte zu

daſigen Es beſteht in dieſen Fragen ein großes Bedürfnis nach
Aufklärung; die Calwerſchen Artikel aus dem Korreſpondenzblatt
ſind ein gutes Mittel dazu. Der techniſche Teil des Blattes hat
der Redaktion große Schmerzen bereitet. Unverwendbare Artikel
kommen viele ein, aber es fehlt an ſolchen, die dem Maurer zeigen,
welcher innere wiſſenſchaftliche Zuſammenhang ihrer täglichen
Handarbeit zugrunde liegt; und das ſoll vor allem geboten
werden.Darauf wird in die Debatte über den geſamten Vorſtands
bericht eingetreten, die ſehr lebhaft einſetzt.

(Die Sitzung dauert fort.)

Stadtverordneten Sitzung.
Montag, den 7. Februar 1910, nachmiitags 41 Uhr.

Vorſteher: Steckner.
Eingänge: Es liegen unweſentliche Einladungen und eine

Petition vor.
leber die Regulierung der Beamtengehälter

referiert namens des Etatsausſchuſſes Stadtv. Keil. Der
Ausſchuß hat in ſeiner Mehrheit beſchloſſen, für eine Er
höhung der Gehälter einzutreten, allerdings nicht in dem vom
Magiſtrat gewünſchten Maße. Redner geht zunächſt auf die
Liſte A ein, welche die Gehälier der Oberſekretäre, Sekretäre
und Aſſiſtenten enthält. Hierzu liegen mehrere Anträge vor,
die abgelehnt wurden, wie die des Magiſtrats. Nur die Aſſi-
ſtenten ſollen eine von 200 Markt erhalten, bei den
Sekretären und Oberſ of es bei den alten Sätzen
bleiben. Stadtv. Sp. ritt für eine allgemeine Er-
höhung ein. Wenn Vollsſchu rer 4400 Park Endeinkommen
haben, müſſen die Sekretäre ebenſo beſoldet werden. Die
Steigerung der Steuern, welche durch die Regelung der Be
amtengehälter bewirkt wird, iſt eine ſehr minimale. Es iſt
zu beantragen für Oberſekretäre von 9000 bis 4800 Mark, für
Sekretäre 2400 bis 4200 Mark. Stadtv. Dehne tritt für
den Antrag Springer ein; in der Etatsausſchußberatung habe
er allerdings dagegen geſtimmt, weil dieſe Erhöhung
auf die Gehälter der Privatbeamten in Jnduſtrie
uſw. zu rückwirken müſſe. Stadtv. Thiele: Von welchem
Gründen iſt die Mehrheit des Etatsausſchuſſes bei Ablehnung
der Magiſtratsvorlage geleitet worden? Nur die unteren,
ſchlechtbeſoldeten Beamten ſollten aufgebeſſert werden, die
höherbeſoldeten ſollen etwas haben, wenn die finanziellen Ver-
hältniſſe der Stadt beſſer ſind. Für alle 13 Kategorien der
Liſte A des Magiſtrats konnte nichts bewilligt werden, nur
8 ſind berückſichtigt worden, die allerdings die große Mehrzahl
der Beamten umfaſſen. Die übrigen hielt man für angemeſſen
beſoldet. Die Zahl der ſtädtiſchen Beamten, welche Hausbeſitzer
ſind, wächſt von Jahr zu Jahr. (Heiterkeit.) Man darf die
ſchlechter geſtellten Steuerzahler nicht zugunſten der gutbe-
zahlten Beamten belaſten. Die Steuerlaſt iſt ſchon hoch genug.
Es muß auch das Kommunalſteuerprivileg der Beamten in Be
tracht gezogen werden, das immer noch die meiſten Beamten
beſitzen. Aus dieſen Gründen iſt der Magiſtratsantrag für
Sekretäre und Oberfekretäre abgelehnt worden. Die Vorlage iſt
vor 14 Tagen zurückverwieſen worden, weil der Magiſtrat die
Vorſchläge des Etatsausſchuſſes als unannehmbar erklärte.
Nun hat der Ausſchuß noch einige untere Stufen bedacht, es
iſt daher ſein Antrag zu befürworten. Stadtv. v. Blume:
Bei der Beſoldung der Kommunalbeamten müſſen wir uns
auf der mittleren Linie zwiſchen Erfurt und Magdeburg be
wegen. Es iſt der Gemeinde nicht dienlich, wenn ſie ihre Be
amten ſchlecht bezahlt. Die Steigerung der Steuern in Halle
geht nicht über den Durchſchnitt aller Städte des Staates hin
aus. Der Antrag, den die Sozialdemokraten für die Arbeiter
geſtellt haben, belaſtet den Etat viel mehr. Die Löhne der
Arbeiter ſind ſtändig geſtiegen. Trotzdem hat der Etatsaus-
ſchuß beſchloſſen, weiteres Material über die Arbeiterlöhne zu
ſammeln. Die Sozialdemokraten wollen nur
etwas für die Arbeiter und für die Lehrer tun,
nicht aber für die Beamten. Jm Abgeordnetenhauſe iſt anläß-
lich des Juſtizetats der Abg. Liebtnecht für die Beamten einge-
treten. Das iſt ein Zwieſpalt, der nicht zu verdecken iſt. Wollte
man aber gegen die Erhöhung der Beamtengehälter ſtimmen,
etwa aus dem Grunde, daß ſie bei den Wahlen gegen den einen
oder anderen eingetreten ſind, ſo würde das einen Terror, eine
politiſche Erpreſſung bedeuten. Stadtv. Meyer hält die
Erhöhung der Beamtengehälter für gerecht. Wenn viele Be-
amte Hausbeſitzer ſeien, ſo hätten ſie das getan, um zu den
Laſten als Beamte auch noch die des Hausbeſitzers auf ſich zu
nehmen. (Heiterkeit.) Stadtv. Thiele: Wir müſſen auch
die Staffelung der Beamtengehälter im Auge behalten. Nur
wer das Höchſtgehalt hat, der bleibt beim alten Stande, die
andern ſteigen alle paar Jahre. Wer 4000 Mark Gehalt hat,
der hat mehr als das Doppelte des Durchſchnittseinkommens
in Halle. Wir können uns hier nicht immer nach dem Höchſt
ſatze richten, den Durchſchnitt hat aber Halle längſt erreicht.
Es iſt etwas anderes, ob man für Arbeiter mit 900, 1000 oder
1100 Mark Jahreseinkommen eintritt, oder für Leute, die das
Dreifache und mehr verdienen. Was der Etatsausſchuß in der
Frage der Wochenlöhne uſw. beſchloſſen hat, iſt vorläufig nur
cin Wunſch, wer weiß, ob der Magiſtrat darauf eingehen
wird. Stadtv. Keil gibt eine Ueberſicht über die vorliegen-
den Anträge. Der Stadtv. Thiele hat die Beſchlüſſe des Etats-
ausſchuſſes ſo verſtanden, wie ſie nur ein Geiſt verſteht, der
ſtets verneint.

Jn der Abſtimung wird für die Oberſekretäre der Antrag
Springer angenommen, ebenſo für die Sekretäre.

Für die Aſſiſtenten empfiehlt der Etatsausſchuß eine durch
gängige Erhöhung von 200 Mark. Stadtv. Springer be-
tont, daß den Aſſiſtenten die Arbeit mittlerer Beamten zuge-
wieſen wird. Zu beantragen iſt für ſie ein Gehalt von 2000.
bis 3600 Mark, mindeſtens muß aber der Magiſtratsborſchlag:
angenommen werden.

Der Antrag Springer wird abgelehnt, ebenſo der des Magi
ſtrats. Der Antrag des Etatsausſchuſſes wird angenommen.
Er bringt für die Aſſiſtenten 2000 bis 3300 Mark.

Für die Kanzliſten beantragt der Etatsausſchuß 1600 bis
2600 Mark, das wird angenommen.

Die Steuererheber ſollen künftig 1500 bis 2100 Mark
erhalten. Das wird genehmigt.

Die Bureaugehilfen, die früher gegen Diäten beſchäf-
tigt wurden, ſollen nach dem Antrage des Etatsausſchuſſes
künftig 1800 bis 2000 Mark a ten Stadtv. Helmeckeſtellt feſt, daß die Bureaugehilfen mit der Ausſicht auf feſte

Anſtellung eingeſtellt worden ſind. Ein l von
1400 Mark ſei gerechtfertigt. Der Antrag des Ausſchuſſes wird
angenommen.

Für die Boten beantragt der Etatsausſchuß 1450 bis 1900
Mark. Das wird genehmigt.

Den Polizeikommiſſaren glaubt der Etatsausſchuß
nichts zulegen zu müſſen. Oberbürgermeiſter Rive tritt
warm deren Gehaltserhöhung ein. Stadtv. Borchert:
Der Dienſt der Kommiſſare iſt nicht leicht. Nachbarſtädte



e len weit mehr als g-ä eine Srhöh boten
J tadtv. Bangert: Der GrunS Beamten nichts zugelegt werden iſt5 vertage die Frage der Kommifſfargehälter. dis Keil de

kämpft die Vertagung. Oberbürgermeiſter Dr. Rive warntz vor, Unzufriedenheit in den r hineinzuta Vie an h eines Kommiſſars iſt viel e brng
3 und ſchwieriger, als die eines Sekretärs. Sta3 ele: Der Magiſtrat hat das Verhältnis der Gehälter ate

nicht aufrecht erhalten, er hat die Kommiſſare ebenfalls zu
geſetzt. Weshalb ſoll das Kollegium nicht das gleiche tun?

e Oberbürgermeiſter Dr. Rive: Die Sekretäre waren ſchlecht
e bezahlt, deshalb mußten ſie gründlich aufgebeſſert werden. DieKommiſſare waren gut bezahlt ihnen konnte weniger zugelegt

werden. Stadtv. Herzau warnt vor der r chen 8
haltung der Spannungsverhältniſſe, die nach oben r ärger
lichen Konſequenzen führen müſſe. Stadtv. Keil erinnert
an die Mietentſchädigung der Kommiſſare. Der Antrag des
Magiſtrats wird angenommen.

Für die Polizeiſergeanten ſchlägt der Etaksausſchuß
vor 1700 bis 2300 Mark, außerdem ſollen die Sergeanten und
die Wachtmeiſter Kleidergelder, ev. freie Dienſtkleidung, er
halten. Die Wachtmeiſter ſollen 2000 bis 3200 Mark erhalten,
beides wird angenommen.

Die Polizei-Jnſpektoren ſollen bei dem bisherigen
Gehalt bleiben, da ſie hohe Nebenbezüge beſitzen. Die Stadt
verordneten Bangert, Borchert und Helmecke bitten
um Annahme des Magiſtratsantrages. Der Oberbürger-
meiſter erklärt es für unmöglich, die zwei Beamten auszu-
nehmen. Die Magiſtratsvorlage wird aber trotzdem mit 27
gegen 25 Stimmen abgelehnt.
Die Gemeindebeamten im Bureau- und Gemeinde-

dienſt ſollen nach dem Etatsausſchuß künftig 2080 reſp. 1840
Mark erhalten, welchem zugeſtimmt wird.

Es iſt eine Petition der Oberlehrer an den höheren Lehr-
anſtalten eingegangen, die Nachzahlung der Gehaltserhöhung

etwa 70 000 Mark für 1908 beanſpruchen. Sie wird dem
Etatsausſchuß überwieſen.
Zur Abänderung des Statutsder gewerblichen
Fortbildungsſchule referiert Stadtv. Dehne namens
des Etatsausſchuſſes. Der Staatszuſchuß für die Fortbildungs-
anſtalten iſt nicht erhöht worden, deshalb kommt die Erhebung
eines Schulgeldes der Beteiligten in Betracht. Die kauf-
männiſche Fortbildungsſchule erhebt bereits 30 Mk. Schulgeld.
Bei der gewerblichen Fortbildungsſchule ſollen künftig 6 Mk.
erhoben werden, es ſollen jedoch die Lehrlinge frei bleiben, die
am 1. April 1910 bereits ſchulpflichtig waren. Stadtv. Oſter
nurg weiſt darauf hin, daß bei Errichtung der Schule Schul
geldfreiheit als ſelbſtverſtändlich ergchtet wurde. Es iſt be
dauerlich, daß amtlicherſeits in der Vorlage darauf verwieſen
wurde, daß eventuell die Eltern das Schulgeld tragen könnten.
Die Allgemeinheit hat den Nutzen von der Schule, deshalb er-
hebe man es zum Beſchluß, die Erhebung des Schulgeldes ab
ulehnen. Stadtrat Frenzelerklärt, daß dieſelben Verhält-

niſſe, die bei der kaufmänniſchen Fortbildungsſchule obwalten,
auch für die gewerbliche maßgebend ſind. Die 6 Mark ſollen
die Lehrherren tragen, wie es bei der kaufmänniſchen Fort-
bildungsſchule der Fall iſt. Stadiv. Meyer: Die Fort-
hildungsſchule iſt eine Pflichtſchule, deren Beſuch man nicht mit
Schulgeld verknüpfen ſollte. Stadtv. Kühme hat im Kura-
torium zuerſt gegen das Schulgeld geſtimmt, dann aber dafür,
weil die Handwerker ſelbſt dafür eingetreten ſind. Draußen
freilich machten ſie dann Oppoſition. Stadtv. Thiele:
Zwiſchen dem Schulgeld der kaufmänniſchen und gewerblichen
Fortbildungsſchule beſteht ein Unterſchied. Seit Jahren hat
man dieſe beiden Fragen auseinander gehalten. Der finanzielle
Ertrag würde im nächſten Jahr 5400 Mk. ſein. Deshalb braucht
man kein Prinzip zu durchbrechen. Die ſoziale Wirkung würde
ſehr bedenklich ſein, da die Steuer doch abgewälgt würde. Und
die Fortbildungsſchüler ſind Söhne der Arbeiter, die ohnehin
ſchwer zu kämpfen haben. Mit ſolchen Dingen macht man es
den Eltern unmöglich, ihren Kindern eine handwerksmäßige
Ausbildung zu geben. Stadtrat Frenzel: Der finanzielle
Effekt der rege iſt nicht gar ſo gering, wie ihn Stadtv.

Thiele hinſtellt. er Unterſchied zwiſchen kaufmänniſcher und
gewerblicher Fortbildungsſchule iſt nicht vorhanden. Stadtv.

Thiele: Die Mehrheit der Handwerksmeiſter iſt nicht für Er
hebung von Schulgeld, wie der Beſchluß der Gewerbegerichts-
veiſitzer beweiſt.

Die Magiſtratsvorlage auf Erhebung von Schulgeld wird
mit 28 gegen 21 Stimmen angenommen.

Gegen die Anſtellung eines Fortbildungsſchul Direktors er
klärt ſich Stadtv. Meyer. Deſſen Gehalt ſei auch viel zu
reichlich bemeſſen, ſo hohe Leiſtungen werden von einem Fort
bildungsſchul-Direktor nicht verlangt. Man werde einen Schul
mann anſtellen müſſen, dann liege aber in ſeinem Gehalt eine
Ungerechtigkeit gegen die übrigen Schulmänner. Schulrat
Brendel hält die Notwendigkeit eines Direktors für er-
wieſen. Einheitliches Arbeiten ſei nur durch Anſtellung eines
Direktors zu erzielen. Es gibt ſehr wenig Leute, die ſich zu
ſolchen Aemtern eignen. Um eine zu erlangen,
muß etwas geboten werden. Auch Stadtv. Her zau erklärt

ſich gegen das vorgeſehene hohe Gehalt.
Die Anſtellung des Direktors wird prinzipiell beſchloſſen, die

vom Magiſtrat v Gehaltsſkala dagegen abge
lehnut. Die übrigen kürzlich mitgeteilten Anträge des Magi-
ſtrats in dieſer Angelegenheit werden genehmigt.
Für den Ausbau der Falkſtraße zwiſchen Staude und
Mozartftraße werden die Projekte genehmigt und zu ihrer Aus
führung 7600 Mk. bewilligt.

Zur Weiterführung des Hauptſammelkanals am Mühlgraben
müſſen 16 810 Quadratmeter dſtücke, der Weg hinter
Bethckes Garten, die Giebichenſteinerſtraße, ſowie die Wege
nördlich und ſüdlich der Saalſchloßbrauerei, erworben werden.
Das Kollegium ſtimmt zu. Der Preis pro Quadratmeter wird
auf 25 Pfg. feſtgeſetzt.

Der Haushaltsplan des o und Vieh-'hofes für 1910 wird nach dem Referat des Stadtv. Dehne
genehmigt. Stadtv. Thiele weiſt darauf hin, daß in den Etat
des Viehhofs für Arbeiterlöhne dieſelbe Summe eingeſetzt iſt
wie im vorigen Jahr, ebenſo im Schlachthof, wo die Löhne nur
höher erſcheinen, weil mehr Arbeitskräfte gebraucht werden
Die Zuſtimmung zum Etat ſchließt nicht aus, daß ſpäter für die

dort beſchäftigten Arbeiter höhere Löhne gefordert werden.
Zum Haushaltsplan der Siechenhausſtiftung
ſtellt Stadtv. Thiele den Antrag, die für ſeelſorgeriſche Tätig-
keit im Siechenhaus eingeſtellten 800 Mk. zu Man
ſollte dieſen Betrag lieber ausgeben, um den Siechen Pfann

S luchen, Schweinsknöchel und andere ſchöne Dinge zu ſtiften, zu
e mal der Verpflegungsſatz für den einzelnen Jnſaſſen pro Tag
c ganze 47 Pfg. beträgt. Stadtv. Kühme proteſtiert dagegen

daß die ſeelſorgeriſche Tätigkeit auf eine Stufe geſtellt wird
mit Pfannkuchen, Schweins el uſw. Der Vorſteher er

e klärt, die Ausdrucksweiſe des Stadtv. Thiele deswegen nicht.
gerügt zu haben, weil jeder ſich ſelbſt richte Stadtv. Thiele
bezeichnet es als einen Jrrtum, daß er Lebens- und Genuß-
mittel in Parallele mit der Seelſorge geſtellt haben ſolle. Die
erſteren ſtänden namentlich für Kranke weit höher. Stadtrat
Dr. Tepelmann erklärt, daß das Eſſen im Siechenhaus vor
trefflich und der Verpflegungsſatz nicht zu niedrig ſei.
Stadtv. Emmer ſtellt die re was man denn den Siechene eigentlich für die 47 Pfg. pro Tag Schönes biete. Mit einen

ſolchen Gelde iſt doch kein Menſch zu ſpeiſen. Reduer bean
e tragt, den ushaltsplan zurückzuverweiſen, um die Ver

pflegungsverhältniſſe im Siechenhauſe zu unterſuchen.
r Stadtv. Borges: Die Erregung der h iſteine künſtliche. Sie ſoll nur nach außen den Anſchein erwecken,

ß als ob nur ſie immer für die Armen, Siechen und Arbeiter ein
n träten. Jn Wirklichkeit iſt ſie Mumpitzl! Proteſt bei dene ſozialdemokratiſchen Stadtverordneten.) Jawohl, ſie iſt Mum-bitt Man ſoll um dieſe Sache nicht zuviel i verſchwenden.
n Der r ermahnt den Redner, das Wort Mumpitz nicht

wieder anzuwenden, es ſei nicht parlamentariſch. Stadtv.

et2 wagen MenfehGe isinſaſſen Sen. e r
ngnisin enn, wieG Kühme ſo behan n, t ſchon ein wahre

Schlaraffenleben zu führen iſt, weshalb legt man denn den Be
amten zu, die 10 Mk. mehr pro Tag verdienen? Darin
e eine ſonderbare 4e Antrag der Thiele und Emmer werdenc die ſogialdemokratiſchen Stimmen abgelehnt, der Haus

tsplan darauf genehmigt.
Der Haushaltsplan der Theodor Schmidt-Stiftung

wird debattelos genehmigt. Hierauf Schluß der öffentlichen
Sitzung

In der geſchloſſenen Sitzung wurde in zweiter Leſung der
definitiven Anſtellung der Polizeibeamten Hugo Kotte und
Bruno Wen zel zugeſtimmt. Für den 6. Armenbezirk wur-
den Schloſſermeiſter L. Andrae zum Armenbezirksvorſteher
und Kaufmann Otto Püchel zum Armenpfleger gewählt.

Aus den Nachbarkreiſen.
eig Stadtverordneten Sitzungen vom l. und

2. Feöruar. Die erſte Sitzung war von 27 Stadtverordneten,
die zweite nur von 21 Stadtverordneten beſucht. Vom Magiſtrat
waren jedesmal die vier beſolbeten Mitglieder anweſend.

Erſter Punkt der Verhandlungen war Entlaſtung der
Kämmerei-Kaſſenrechuung für 1908/09, die in der
Einnahme abſchließt mit 1 359 306,45 Mk. und mit 383 513,27 Mk.
in Ausgabe, alſo eine Mindereinnahme hat von 24 206,82 Mark.
Die Entlaſtung wird erteilt.

Die Sparkaſſenrechnung für 1908 hat einen Umſatz
von 16 153 244 Mk. und einen Reingewinn von 233 000 Mark.
Es ſind im Jahre 1908 mehr Gelder abgehoben als eingelegt,
doch erhöht ſich die angelegte Summe um etwas durch die zu
gezahlten Zinſen. Jm Durchſchnitt kommen auf ein Sparkaſſen
buch 535 Mark.

Eine Verkehrsdeputation wird eingeſetzt und dazu ge
wählt vier Mitglieder aus den Stadtverordneten und fünf Herren
aus der Bürgerſchaft.

Es folgen die Beratungen der einzelnen Etats, ſie beginnen
mit dem Etat der Schulen.
Oberrealſchule ſchließt ab mit 114 000 Mk. (Auf die Be
ſprechung der einzelnen Poſten kommen wir noch ſpäter zurück.)

Höhere Mädchenſchule ſchließt ab mit 47387 Mk. in Ein
nahme und Ausgabe, die Mittelſchule erfordert 146035 Mk.,
die Volksſchulen haben im Etat 365490 Mk. Bei letzterem
Etat fordert Genoſſe Stadtv. Dahler wiederum die Einſtellung
von mehr Lehrkräften als beantragt iſt, um die Klaſſenfrequenz
möglichſt herunterzuſetzen. Der Oberbürgermeiſter tritt dem ent
gegen und hält die Schulverhältniſſe in Zeitz für normal.

Die gewerbliche Fortbildungsſchule erfordert 17310
Mark. Stadtv. Leopoldt (Soz.) bringt dabei zur Sprache, daß
an Sonntagen ein Religionsunterricht eingeführt iſt, den alle
Schüler beſuchen ſollen. Wer ſich dazu weigert, ſoll, wie ihm
berichtet worden iſt, Strafunterricht erhalten haben. Oberbürger-
meiſter Arnold erwidert, daß ein Zwang zu dieſem
Unterricht nicht beſteht; es ſei auch kein eigentlich reli
giöſer Unterricht, ſondern mehr religions-ſittliche Vorträge. Er
glaube nicht, daß für das Fernbleiben jemand geſtraft ſei.

Die kaufmänniſche Fortbildungsſchule ſchließt ab
mit 10880 Mk., die Haushaltungsſchule für Mädchen
nd Frauen mit 3580 Mk. und die Mädchenfortbildungs-
ſchule mit 6510 Mk.
Der Etat der Armenkaſſe hat 100440 Mk., und zwar für

die offene Armenpflege 51960 Mk., für die geſchloſſene
Armenpflege 4980 Mk., für das ſtädtiſche Obdach
2950 Mk., für das Siechenhaus 12700 Mk., für die Kinder
bewahranſtalten 6750 Mk., für den Knabenhort 2950 Mk.
und für die geſchloſſene Armenpflege in auswärtigen Anſtalten
17050 Mk. Auf prranng de tadtv. Leopoldt (Soz,) ſoll
im ſtädtiſchen Obdach früh den Leuten, die dort übernachtet haben,
warmes Frühſtück verabfolgt werden.Das Krank enhaus ſchiüeßt ab mit 123950 Mk. Erörtert
wird hierbei wieder die Frege, ob nicht zu viel Perſonal im
Krankenhaus ſei. Gegenwe riig behandelt, wie bekannt, eine Kom
miſſion die Frage der Krankenhanserweiterung.

Das Naethexbad erfordert 29700 Mk. Stadtv. Klix (Soz.)
will dabei die Badekarten für Mädchen auch auf 10 Pfg. geſtellt
wiſſen. wie es bei den Knaben üblich iſt.
Die Schlachthofkaſſe ſchließt ab mit 78 000 Mk. Es liegt

ein Geſuch des Schlachthofsdirektors vor um Erhöhung ſeines
Gehalts. Er erhält jetzt 4200 Mk. an Gehalt, bezieht aber noch
1 700 Mk. ans 2 Viehverſicherungen. Der Magiſtrat will eine
Zulage von 300 Mk. geben, lehnt aber eine weitere Staffelung
ab. Die Ausſprache darüber wird in eine geheime Sitzung ver
legt, die dann den Magiſtratsantrag init 14 gegen 7 Stimmen
annimmt.

Das Waſſerwerk ſchließt ab: Einnahme mit 76 962.31, Ans-
abe 38 100 Mk. ſodaß ein Bruttogewinn von 37762.31 Mk. ver
r die größtenteils zur Tilgung der Schulden verwendet

werden.
Die Gasanſtalt iſt gegenwärtig die einzige Anſtalt, aus der

die Stadt 45 000 Mk, Ueberſchuß erhält. Der Etat hat in Ein
nahme 303 000 Mk., in Ausgabe 291 806 Mk.

Das Elektrizitätswerk ſchließt ab mit 109,200 Mk. in
Einnahme und 62,185 Mk. in Ausgabe, der Gewinn dient zurNeueinrichtung und t der ulden. S

Die Kämmereikaſſe ſchließt ab mit 1,283,850 Mk. in Ein
nahme und Mehrere der Einzeltitel riefen eine Dis
kuſſion hervor. Bei „Polizeiverwaltung“ wird Einſtellung zweier
Polizeiſergeanten gefordert, die nötig ſind, weil die Stadt ſich
vergrößert habe und weil auf die Einbeziehung des Tiergartens
in polizeiliche Verwaltung gerechnet wird. Auch ſoll auf der
Wache ein Beamter mehr ſein, der auf Anruf zur Verfügung
ſteht, ebenſo wird der Bahnhofsumbau die Polizei mehr beſchäftigen.
Die Stadtverordneten Leopoldt und Klix (Soz.) ſprechen ſich
dahin aus, daß zwar eine Entlaſtung der jetzigen Beamten eintreten ſolle, daß man aber ſparen könne, wenn nicht abſolute
Notwendigkeit vorliegt. Die Stadt ſelbſt ſei nach den bisherigen
Erfahrungen nicht ſo unſicher geweſen, daß deshalb noch eine
Neueinſtellung ſich rechtfertige. Klix ſchildert beſonders, wie
Beamte nach ihrer eidlichen Ausſage ſtundenlang die Gef äfte
des Konſumvereins beobachtet haben, das ſei doch unnütze Zeit
vergeudung. Die Mehreinſtellung wird beſchloſſen nach einer
Erwiderung des Oberbürgermeiſters. Den KHanzliſten wird eine
Gehaltserhöhung bewilligt, die im Durchſchnitt 60 Mk. pro Perſon

beträgt. eDie „Luſtbarkeitsſteuer“ bringt eine längere Diskuſſion herbei,
bei der von ſeiten unſerer Genoſſen die Steuer entſchieden be
kämpft wird. Jedenfalls tritt hierin bald eine Aenderung ein.

Ebenſo bringt Stadtv. die Gewerbeſteuerfür Warenhäuſer zur Sprache, die höchſt läſtig empfunden wird
und der Stadt nur Klagen eingebracht hat. Hier erwiderte
Stadtrat Dreykluft.
Abſtimmung erfolgte, wie immer, nicht.

Zeitz, 7. Februar. Die Jagd nach den Schäflein. Von
einigen unſerer Leſer werden uus Schriftſtücke zur Verfügung
a. die der Gemeindekirchenrat von Aue verſendet. Sie
auten: t

„Aue am 1. Februar 1910.
Durch das V vom 30. Juli 1880 genötigt, erſuchen wirSie infolge des Beſchluſſes vom 25. Januar 1910 Jhren kirch-

lichen Pflichten durch Nachholung der bisher verſäumten
Trauung nachzukommen.

Wir erwarten bis zum 15. Febrnar 1910 Jhre gefällige Aeuße

rung. Der Gemeindekirchenrat.Volkmann, Pfarrer, Vorſitzender.
Es handelt ſich um Ehepaare, die nicht kirchlich getrautſind. Jn en u wollten die Leute vor etwa zwei Sahren

t

gen
ja zivilrechtlich getraut, und haben dann bis heute ſehr ru

amit ſind die Etats zu Ende. Eine

bezirk Merſeburg ſtatthaft iſt, den Kindern zu

ue aSeite Ferſchdet, die jun den Kranzſollte, weil ſie der Uung Wer VWiaen nicht gewartet
hatte, bis der Paſtor ſeine Genehmigung dazu gegeben hatte.
Die jungen Leute verließen damals einfach die Kirche, t waren

zufrieden geledt, bis nun der Paſtor ihnen endlich auch den
lichen Segen riß auf den ſie nun aber gerne ve z
Jn einem Fall handelt es ſich um ein Ehepaar, das ſchon
acht Jahre verheiratet iſt und deſſen älteſtes Kind bereits zwei
Jahre die Schule beſucht. Auch ihnen will u Volk
mann mit dem kirchlichen und himmliſchen en unter die
Arme gereifen. Jedenfalls iſt noch einer größeren Anzahl Ein
wohner ein ſolches Schreiben zugegangen, drei ſind uns bereits
bekannt. Die Betroffnen haben alle bewieſen, daß ſie ohne Kirche
und kirchliche Trauung ſehr gut auskommen könnnen und daß ſie
die Hilfe des Paſtor Volkmann und ſeines Gemeindekirchenrats
einfach ablehnen. Einige der Betroffenen wollen nun auch den
letzten Schritt tun und aus der Kirche ausſcheiden. Uns mutet
das Vorgehen des Paſtors recht ſeltſam an, jedenfalls ſieht er,
daß die jüngere Generation nichts mehr von ſeiner Erbauung
wiſſen will, da verſucht er nun bei der älteren Generation der
Kirche noch Anhänger zuzuführen. Daß er dabei fehlgeht, wird
ihm wohl klar geworden ſein. Die Schäflein bedürfen des Hirten
nicht mehr, ſie finden ohne ihn ihren Weg. O dieſe verderbte
Welt, nicht wahr Herr Paſtor Volkmann

Zeitz, 8. Febrnar. Die letzten Frauenverſammlungen
der diesjährigen Tour finden ſtatt: heute, Dienstag abend in
Retzmsdorf im Gaſthof zum Kronprinz und in Kleineſida im Gaſt
hof des Herrn Wirth und morgen, Miitwoch, abend in
Nißma im Gaſthof. Hoffentlich ſind auch dieſe Verſammlungen
von allen Arbeiterinnen und Arbeitern beſucht.

Zeitz, 8. Februar. An unſere Vereine. Es liegen in der
Expedition in Zeitz noch einige Jnſeratenrechnungen und ſolche
für Druckſachen; wir erſuchen die betr. Vereine, dieſelben ſofort
abzuholen. Dieſe Sachen müſſen ſtets vor jedem Monatsſchluß
Frpelt ſein, damit immer mit Halle rechtzeitig abgerechnet werden
ann.
Zeitz, 8. Februar. Freibank. Am Mittwoch rohes R iſch,

e 45 Pf., am Donnerstag und Freitag rohes Rindfleiſch Pfund
fennig.

Weißenfels, 8. Februar. Die nächſte Mitgliederverſamm-
lung des Sozialdemokratiſchen Vereins findet am Donnerstag,
17. Februar, abends 8 Uhr, im Voltshaus ſtatt. Die preußiſche
Wahfrechtsvorlage beſchäſtigt das ganze öffentliche Leben. Den
Maſſen des Volkes iſt der Krieg erklärt; ſie haben nunmehr zu
entſcheiden, wie dem blutigen Hohn der preußiſchen Junker ent-
gegengetreten werden ſoll. Um der klaſſenbewußten Arbeiterſchaft
Gelegenheit zu geben, zu der neuen Entrechtung ha u
nehmen, findet in dieſer Mitgliederverſammlung eine Distuſſion
über die preußiſche Wahlrechtsfrage ſtatt, zu welcher der Genoſſe
Richard Ritſchke die Einleitung geben wird. Alle Genoſſen und
Genoſſinnen, die ſich des jetzigen, verantwortungsvollen Momentsfür die Arbeiterklaſſe bewußt ſind, haben die Pfucht für guten
Beſuch dieſer Verſammlung Sorge zu tragen.

Weißenfels, 8. Februar. Wir werden erſucht, feſtzn-
ſtellen, daß der Bericht, welcher in Nr. 31 des Volksblatts
unter der Stichmarke Unredliche Hauswirte erſchien, nicht die
Witwe Gaudig, Naumburgerſtraße 73, betrifft.

Weißzenfels, 8. Februar. Feuermeldung. Wegen Nicht
funktionierens ſind ſämtliche öffentliche Melder der Alarm- Anlage
außer mm Sei geſetzt worden. Feuermeldungen können an nach-
folgenden Stellen abgegeben werden Wilhelm Schenk (Neuſtadt),
Schillerſtraße 15; Robert Gruner, Dammſtraße 26; Wilhelm
Fiſcher, Jüdenſtraße 34; Friedrich Schader, Kleine Kalandſtraße 17;
Waſſerwerk Blücherſtraße 1. (Am Magazin); A. Wier, Schützen

ſtraße 3; Karl h W 46; Karl T Schießhausſtraßze 4 h th, Naumburgerſtraße 28; El t
werk, Wieſenſtraße; Polizeiwache, Markt 1.
Hohenmölſen, 8. Februar. Unſolidariſches Der

Seit Jahren ſteht die Arbeiterſchaft im Lokalkampf. Der Arbeiter
radfahrerverein Jaucha hat dieſen Kampf ſo leidlich mitgekämpft.
Jetzt ſcheint die z der Radfahrer ſich ihrer Pflicht als
Arbeiter nicht mehr bewußt zu ſein. Es wurde beſchloſſen, wieder
in das boyfottierte Lokal des Herrn Beyer in Jaucha zu gehn
und dieſen wieder zu unterſtützen. Auch dieſe Arbeiter haben für
den 13. Februar einen Maskenball beſchloſſen und zwar in dieſem
Lokal, welches den Arbeitern nicht zur Verfügung ſteht. Der
Wirt hat ſich auch dankbar gezeigt und gab jedem ein Stück
Bratwurſt.Wie traurig iſt es doch um ſolche Arbeiter beſtellt, die ihre Ehre
und Achtung dem Gegner für ein Stück Bratwurſt verkaufen. Es
muß daher die Loſung jedes Arbeiters und jeder Arbeiterfrau
von Hohenmölſen, Jaucha u. Umgegend ſein, das Lokal des Herrn
Beyer-Jaucha am 13. Februar nicht zu betreten. Laſſen wir die
Bratwurſtarbeiter unter ſich. Hoch die Solidarität.

etelawis. 8. Februar. Die erſte r
zialdelung des So mokratiſchen Vereins nahm zunächſt den Bericht

von der Zeitzer Gemeindevertreterkonferenz entge Sodann
wurde beſchloſſen, in nächſter Zeit eine Agitation das Volks
blatt vorzunehmen. Die Monatsverſammlungen ſollen an jedem
zweiten Sonntag im Monat ſtattfinden.

kölen, 8. Febr. Aufſehenerregende Verhaftungen.Jn Tautenhain wurde der Lehrer Pof. ch el verhaftet. Der Ver

haftete ſteht im Verdacht, ſich an ſeinen Schulkindern vergangen
zu haben. Jn Weißenfels wurde in einem Kinematographen
theater ein a feſtgenommen, der ſich an einem Knaben
vergangen haben ſoll.

Streckan, 8. Februar. Der erſte Kurſus des Genoſſen
Borchardt über das Erfurter Programm fand bei uns am
Sonntag ſtatt. Leider hielten es nur ganz wenige Genoſſen der
drei r Streckau, Theißen und Trebnitz für ihre Pflicht,
zu dieſem Vortrage zu erſcheinen. Die meiſten denken in
lich, daß ſie ſchon aufgeklärt genug ſind und hrau ſich deshalb
nicht mit unſerem Partei- Programm zu befaſſen. Genoſſen, wenneuch von der Partei ne ſoll, ſo ihr
euch davon ab, das darf h geſchehen! Der
findet Sonntag vormittag 10 im Gaſthof zu Lu i
er muß aber pünktlich beginnen, da Genoſſe Borchardt um 12 Uhr
wieder fort muß. Alſo, nochmals Genoſſen, beſucht die Vorträge,
denn es kann ein jeder noch lernen.

Nebra, 8. Februar. Stadtverordnetenſitzung.
Bewilligt wurden die Mittel zum Abbau der Sandgrube. Die
Arbeiten ſollen aus Rückſicht auf die vielen Arbeitsloſen ſchleu
nigſt in Angriff genommen werden. ch Mittel zu den
Ovbſtplantagen wurden bewilligt, da die Plantagen die beſte
Einnahmequelle der Stadt iſt. Jn einer der letzten Sitzungen
wurde von unſern Genoſſen angefragt, ob es ſtatthaft ſei, daß
die Schulknaben zu Treibjagden von der ule frei bekämen,
da es doch, wenn ſie zu e einmal gebraucht und fort
blieben, beſtraft würden. Jn der heutigen Sitzung wurde die
Antwort des Rektors e in der es heißt, daß es nach
S 11, Abſ. 7 der Dienſtanweiſung für Lehrer

agden zugeben. Da im Kreiſe Querfurt die Wanderarbeitsſtätten auf
gehoben werden, macht es ſich notwendig, eine Herberge für
durchreiſende Arbeiter a ſchaffen, da doch ein Arbeitſuchender
nicht im Hotel übernachten kaun. Dieſes ſoll bis 1. April er
ledigt werden. Jn n n e Kenntnis ge

i enommen von der oberbehördl ung betr. Gehalts
regulierung ſtädtiſcher Beamten. Da der Ort e ſehrſlecht geſtellt iſt, wird dieſer Punkt bis zur n en Sitzung

r bis e i de h r e v h ete on jetzt feſt, daß durch das neue Beſoldungsge neEekbhung der Zuſchläge notwendig iſt.
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